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Mehr Fahrgäste
in Bussen und Bahnen
Der öffentliche Verkehr konnte nach den
Worten des VDV-Pressesprechers seinen
Anteil am „Modal Split“
kontinuierlich steigern. Seite 5

Friedhelm Bihn:

Modellversuch
im Lankreis Würzburg
Wie förderlich es ist, in Arbeit, statt in Arbeits-
losigkeit zu investieren, zeigte der Würzburger
Landrat bei der Projektprä-
sentation in München auf. Seite 11

Waldemar Zorn:

Quo vadis
Ingolstadt?
Bürger, Stadtrat und Stadtverwaltung arbeiten
trotz harter Zeiten erfolgreich an ihrer Stadt,
lautet die Zwischenbilanz
des Oberbürgermeisters. Seite 12

Dr. Alfred Lehmann:

Der Bürgermeister muss
wohl sein Urteil über die
Frauen in seiner Fraktion
überdenken. Aus dem er-
warteten Zickenkrieg ist
nichts geworden. Wie sagte
schon die Schauspielerin
Trude Hesterberg: „Auch
die schwächste Frau ist noch
stark genug, um mehrere
Männer auf den Arm zu
nehmen.“ Seite 11

GZ-Interview mit Staatsministerin Monika Hohlmeier:

Beim G8 greift das
Konnexitätsprinzip

Achtjähriges Gymnasium wird nachhaltiges Lernen fördern

Um unseren jungen Menschen im internationalen
Wettbewerb bessere Chancen einzuräumen, hält Kul-
tusministerin Monika Hohlmeier eine Verkürzung
der Schulzeit für unabdingbar. Bei der Einführung
des achtjährigen Gymnasiums möchte die Staatsre-
gierung die Kommunen jedoch „keinesfalls im Regen
stehen lassen“, versicherte die Ministerin gegenüber
der Bayerischen Gemeindezeitung.  

GZ: Die Entscheidung zum
G8 hat auch die Kommunen
überrascht. Was machte die
Einführung dieses neuen
Gymnasiums so notwendig?

Hohlmeier: Die internationa-
le und nationale Entwicklung
zeigt, dass wir alles daran setzen
müssen, die Ausbildungszeit un-
serer Schülerinnen und Schüler
zu reduzieren. In England oder
Frankreich treten die Hoch-
schulabgänger mit durchschnitt-
lich 24 Jahren in den Beruf ein,
während sie in Deutschland 28
Jahre alt sind. Auch in Deutsch-
land hat sich die Situation in den
letzten beiden Jahren drastisch
verändert: Inzwischen haben 14
von 16 Ländern eine verkürzte
Schulzeit eingeführt oder ihre
Einführung beschlossen. Wenn
wir nicht einen entsprechenden
Schritt getan hätten, hätten wir
riskiert, dass unsere bayerischen
Schülerinnen und Schüler inter-
national und national den An-
schluss verlieren. 

Sozialpolitische 
Entwicklungen

Die Verkürzung der Ausbil-
dungszeiten ist aber auch vor
dem Hintergrund der sozialpoli-
tischen Entwicklungen in
Deutschland zu sehen. Die Sozi-
alversicherungssysteme können
auf Dauer nur gesichert werden,
wenn unsere Absolventen früher
als bisher in das Berufsleben
einsteigen. Zu bedenken ist auch,
dass nach dem Beschluss der
Bundesregierung Ausbildungs-
zeiten nicht mehr auf die Renten-
zahlungen angerechnet werden

können und deswegen ein späte-
rer Berufsstaat für den Einzelnen
im Alter deutliche finanzielle
Einbußen erbringt. 

Es wäre unverantwortlich,
wenn die Politik diesen Tatsa-

GZ: Hätte die Abstimmung
mit den Kommunen als Sach-
aufwandsträger nicht intensi-
ver sein müssen?

Hohlmeier: Noch nie zuvor
wurden Lehrkräfte, Eltern und
Schüler so umfassend in eine
Diskussion über eine Schulre-
form einbezogen, wie dies im Zu-
sammenhang mit der Ausgestal-
tung des achtjährigen Gymnasi-
ums der Fall war. Über 20 Stun-
den Telefon-Hotline und Inter-
net-Chat sowie 40 Dialogveran-
staltungen mit 6000 Beteiligten
sprechen eine deutliche Sprache. 

Intensive Beratungen

Aber nicht nur intensive Bera-
tungen mit Eltern, Lehrkräften
und Schülern haben die Reform
des Gymnasiums begleitet, son-
dern auch umfassende Ge-
spräche mit den politischen Spit-
zen aller Sachaufwandsträger,
also mit den Landräten, Ober-
bürgermeistern und Bürgermeis-
tern. Wir sind im konstruktiven
Dialog mit den Kommunen und
Landkreisen zu hervorragenden
Ergebnissen gekommen. Auch
im Konsultationsverfahren mit
den kommunalen Spitzenverbän-
den, das hart, aber stets sachlich
war, haben wir eine Einigung er-
zielt. Dies ist ein großer Erfolg
und zeigt, dass wir das Konne-
xitätsprinzip ernst nehmen. Ich
darf aber auch sagen, dass ich
großen Respekt vor der Aufge-
schlossenheit habe, mit der
Kommunen und kommunale
Spitzenverbände dem neuen
achtjährigen Gymnasium ge-
genüberstehen. Ich möchte ihnen 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Auch in diesem Jahr verlieh der Sparkassenverband Bayern den Bayerischen Gründerpreis für
beispielhafte und herausragende Leistungen beim Aufbau neuer Unternehmen in den Katego-
rien „Konzept“ (Existenzgründer), „Aufsteiger“ und „Lebenswerk“. Den bayerischen Regio-
nalausscheid gewann die Firma promeos GmbH aus Erlangen. Sie vermarktet neuartige Heiz-
systeme und wurde damit Gewinner des Bayerischen Gründerpreises. Sparkassen-Vizepräsi-
dent Werner Netzel überreichte das Preisgeld in Höhe von € 10.000. Unser Bild zeigt (v.l.n.r.)
Laudator Karl Inhofer, Regierungspräsident von Mittelfranken, die Preisträger Dr. Peter Plan-
kensteiner und Dr. Thomas Wagner von der intego AG, den Vorstandsvorsitzenden der Stadt-
und Kreissparkasse Erlangen, Alfred Bomhard, „Konzept“-Preisträger Dr. Jochen Volkert,
promeos, sowie den Erlanger Oberbürgermeister Siegfried Balleis. ?

GZ lädt zur 8. Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung:

Virtuelle Behörde erneut in Garching
Um „Sicherheit im Cyber-Crime“ geht es am 1. Juli 2004 im

Garchinger Bürgerhaus, wenn die Bayerische Gemeindezeitung
zum achten Mal zur „Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung“
einlädt. Die schweren Attacken, denen öffentliche und private
User in jüngster Zeit ausgesetzt waren, haben alle anderen The-
men auf die Plätze verwiesen. Trotzdem wird in Garching genü-
gend Zeit und Raum vorhanden sein, wieder die neuesten Hard-
und Software-Produkte für Behörden zu zeigen.
Das sind die Themen:
? Archivierung
? Baugenehmigungsverfahren
? Behördenanwendungen
? Behörden-Intranet
? Bürger und Amt im Internet
? Bürgerinformationssysteme
? Bürgerservice
? Content Management
? Dienstleistungen für Bürger
? Digitale Flurkarte
? Digitale Signatur
? Dokumente und Formulare
? Drahtlose Anbindungen
? e_procurement
? Einsparpotenziale
? Elektronische Ausschreibung
? Facility-Management
? Finanzierungsmöglichkeiten
? Geo-Informationssysteme

? Geoportale
? Gewerbeflächenmanagement
? Hausinterne Prozesse
? Internet aus der Steckdose
? Internet/Intranet
? Kameralistik versus Doppik
? Katasteramt
? Kostensenkung
? Leasing
? Liegenschaftsamt
? Netzwerke
? Portale
? Risiko-Management
? Sicherheit
? Sitzungsdienste
? Verkehrskontrollen
? Verteilte Datenhaltung
? Verwaltung von Vereinen
? u.v.m.

Ministerin Monika Hohlmeier.

chen nicht offen in die Augen se-
hen und entsprechende Refor-
men einleiten würde. Die Verkür-
zung der gymnasialen Schulzeit
ist hier nur eine Säule. 

Stoiber will die Chancen nutzen 
Regierungserklärung zur EU-Osterweiterung - Neues Förderprogramm für Ostbayern

Daseinsvorsorge muss kommunale Aufgabe bleiben 
Die Chancen Bayerns und Deutschlands in der am 1. Mai auf 25
Staaten erweiterten Europäischen Union zu nutzen, neue Märk -
te zu erschließen und dabei Selbstbestimmung und Subsidiarität
für Staat und Kommunen zu wahren, das hat Ministerpräsident
Dr. Edmund Stoiber als Aufgabe und Ziel seiner Politik genannt.
In einer Regierungserklärung mit Blick auf die Wahl zum Euro-
paparlament am 13. Juni kündigte er im Landtag Maßnahmen
an, insbesondere die eigenen Grenzregionen, die nun in der Mit-
te Europas liegen, wettbewerbsfähig zu machen. Der Bundesre-
gierung warf er vor, die Zeit vor dem 1. Mai nicht in diesem Sin-
ne genutzt zu haben. 

Am 25. Mai will das Kabinett
in Freyung im niederbayerischen
Grenzlandkreis Freyung-Gra-
fenau eine weitere Antwort auf
die „großen Herausforderungen“
des Raumes zwischen Passau
und Hof geben, wobei insbeson-
dere Ostoberfranken und die
nördliche Oberpfalz „bestmög-
lich“ gestärkt werden sollen. 

Den Freistaat 
europatüchtig machen

Aus dem bereits im Vollzug
stehenden 100-Millionen-Er-
tüchtigungsprogramm der Staats-
regierung sind laut Stoiber bis-
lang mit 52 Millionen Euro Zu-
schüssen Investitionen von rund
340 Millionen Euro ausgelöst
worden. Die weiteren Hilfen
werden in Freyung zumindest in
großen Zügen festgeschrieben.
Die materielle Ausgestaltung im
Einzelnen bleibt dem neuen
Staatshaushalt 2005/2006 vorbe-
halten, der im Herbst im Parla-
ment eingebracht wird. 

Der Ministerpräsident verwies
auf den neuen Wettbewerb mit
Ländern wie Tschechien oder
Polen, auch Ungarn, die „we-
sentlich niedrigere Arbeitskosten
haben als wir“. Stoiber setzt sei-
ne Hoffnung, Bayern euro-
patüchtig zu halten oder zu ma-
chen, gleichermaßen auf große
Firmen wie BMW, Audi oder
Siemens sowie auf „unzählige
mittelständische Unternehmen“,
die trotz aller Widrigkeiten „er-
folgreich auf dem Weltmarkt

konkurrieren“ und damit
Wohlstand und Wachstum
schaffen. Offene Grenzen be-
deuteten aber auch neue Heraus-
forderungen für die Landwirt-
schaft und für die Bekämpfung
der großen wie kleinen Krimina-
lität. 

Selbstverwaltung stärken

Stärken will die Staatsregie-
rung auch das kommunale
Selbstverwaltungsrecht für öf-
fentliche Dienstleistungen. „Ge-
rade so sensible Bereiche wie die
Trinkwasserversorgung oder die
Abwasserentsorgung müssen in
bewährter kommunaler Verant-
wortung bleiben“, forderte der
Ministerpräsident. Die Bundes -
regierung dagegen habe bei den
Beratungen über die Europäi-
sche Verfassung nicht verhin-
dert, „dass: die Zuständigkeit für

die Daseinsvorsorge den Städten
und Gemeinden entzogen und
auf die EU übertragen wird“. Ih-
re Organe müssten auf Kernauf-
gaben konzentriert bleiben. Nur
so werde die EU finanzierbar

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren

Kleiner Parteitag in Nürnberg:

Kommunen nicht im Stich lassen!
Wahlaufruf „Für ein starkes Bayern in Europa“ verabschiedet

Neben der Rede von Parteichef Edmund Stoiber vor rund 500
Delegierten und Gästen stand die Verabschiedung eines Wahl-
aufrufes mit dem Titel „Für ein starkes Bayern in Europa“ im
Mittelpunkt des Kleinen CSU-Parteitags in Nürnberg. In dem
von CSU-Landesgruppenchef Michael Glos vorgestellten Frak-
tionspapier verlangt die Partei u.a. eine gezielte Unterstützung
der bayerischen Grenzregionen aufgrund der Auswirkungen
der EU-Osterweiterung.

„Deutschland aus der Schul-
denfalle befreien!“ lautet eine
der zentralen Forderungen der
CSU. Rot-Grün, so heißt es in
dem Papier, unterlaufe die im
Vermittlungsverfahren 2003 von
CSU und CDU durchgesetzten
Reformansätze: So halte die
Bundesregierung im Vermitt-
lungsausschuss bei der Zusam-
menlegung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe gegen die Verab-
redung an der Fixierung auf die
bundesweite Zuständigkeit der
BA-Arbeit fest. Das Recht der
Kommunen, sich anstatt der
Bundesagentur für Arbeit für die
Empfänger von „Arbeitslosen-
geld II“ für zuständig zu er-
klären, habe Rot-Grün mit sei-
nem Gesetzentwurf zu den
Durchführungsbestimmungen
zunichte gemacht.

Die Situation der Kommunen

habe sich in der rot-grünen Re-
gierungszeit erheblich ver-
schlechtert, betonte Glos. Sin-
kende Steuereinnahmen und
steigende Sozialausgaben setz-
ten die Haushalte unter Druck.
Der abnehmende Spielraum für
Investitionen schwäche die Be-
triebe vor Ort - eine Spirale ab-
wärts sei entstanden. 1998 ver-
buchten alle Kommunen noch
einen Überschuss von 2,1 Mrd
Euro. Im vergangenen Jahr mus-
sten sie ein Minus von 9,7 Mrd.
Euro verkraften.

Erfolge in 
Vermittlungsverfahren

In den Vermittlungsverfahren
Ende 2003 hätten CSU und
CDU Erfolge für die Kommu-
nen erzielt, so Glos. Subventi-
onsabbau und Korrekturen der
Körperschaftsbesteuerung stabi-
lisierten die Gewerbesteuer. Die
2000 erfolgte Erhöhung der Ge-
werbesteuerumlage sei korrigiert
- für die Kommunen bedeute das
Mehreinnahmen von 2,5 Mrd.
Euro. Die Erhöhung des Ge-
meindeanteils an der Umsatz-
steuer von 2,2 auf 3 Prozent sei
allerdings nicht durchsetzbar ge-
wesen. 

Zehn Milliarden Defizit

Städtetag und Landkreistag
rechnen Glos zufolge für 2004
mit einem Defizit aller Kommu-
nen von rund 10 Mrd. Euro. Den
Gewerbesteuer-Mehreinnahmen
stünden neue Lasten gegenüber:
Die Steigerungsdynamik bei den
Ausgaben für soziale Leistungen
sei ungebrochen. Das teilweise
Vorziehen der dritten Stufe der
Steuerreform koste die Kommu-
nen knapp 1 Mrd. Euro. Die 
Krise der Kommunalfinanzen
spiegle die Talfahrt der Wirt-
schaft wieder. Nur mehr Wachs-
tum sorge für stabile Steuerein-
nahmen. Eine Reform der 
Kommunalfinanzen müsse die

Wachstumskräfte stärken und
dürfe sie nicht - wie die von Rot-
Grün vorgeschlagene Gewerbe-
steuer-Reform - behindern.

Entlastung zwingend

Die Kommunen müssten ent-
lastet werden. Die von den Ju-
gendämtern zu finanzierenden
Therapien seien auf schwere Be-
lastungen zu konzentrieren; zu-
dem sei eine angemessene Kos-
tenbeteiligung durchzusetzen.
Die Eingliederungshilfen für Be-
hinderte gehörten in ein eigenes
Leistungsrecht des Bundes. Der
Durchgriff des Bundes auf die
Kommunen bei der Grundsiche-
rung für Menschen über 65 Jahre
und dauerhaft Erwerbsunfähige
sei ein Fehler gewesen, der korri-
giert werden müsse. Die Zusam-
menführung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe dürfe nicht zu La-
sten der Kommunen und auf dem
Rücken der 3 Mio. betroffenen
Menschen vollzogen werden. 

Auch müsse darauf hingewirkt
werden, die Benachteiligung der
ländlichen Räume zu stoppen,
erklärte Michael Glos. Bayerns
Gesicht werde von liebenswer-
ten Landschaften und dem le-
bendigen kulturellen Erbe zahl-

Die bayerische FDP will
die Bezirkstage aufwerten
und die Bezirksregierungen
abschaffen. Dies wurde auf
dem Landesparteitag in Bad
Füssing beschlossen. Mit
dem Beschluss forderte die
Partei die Staatsregierung
auf, die regionalen und
staatlichen Aufgaben auf die
Bezirkstage zu verlagern, so
dass diese künftig unter re-
gionaler parlamentarischer
Kontrolle wahrgenommen
werden. Die Bezirke sollen
demnach wie Landkreise or-
ganisiert sein. Die FDP er-
hofft sich Einsparungen
durch Bürokratieabbau. DK

FDP will 
Bezirksregierungen 

abschaffen

Keine Bagatellsteuern
CSU-Fraktion korrigiert Vorstandsvotum 

Nur die Zweitwohnungssteuer kommt wieder 
Das Tauziehen um die Wiederzulassung kommunaler Ba-
gatellsteuern in der CSU ist praktisch beendet: Das Kom-
munalabgabengesetz wird nicht in diesem Sinne allgemein
wieder geöffnet. Nur die Zweitwohnungssteuer wird es ge-
ben, wie schon im Kabinett beschlossen. 

In diesem Sinn hat sich die CSU-Landtagsfraktion einstim-
mig entschieden. Es wurde beschlossen, das Thema nicht wei-
ter zu verfolgen. Im Fraktionsvorstand hatte es, wie berichtet
(GZ 9/6.5.04), eine knappe Mehrheit von 10 : 9 Stimmern für
die von vielen Kommunen erhoffte Öffnung des Gesetzes ge-
geben. Letzten Endes haben sich die Abgeordneten durchge-
setzt, die sich mit den Wirtschaftsverbänden und dem Bund der
Steuerzahler gegen jede zusätzliche Steuer ausgesprochen ha-
ben. Sie konnten und können sich auf die Grundtendenz der
Regierung Stoiber stützen, wie sie auch in Parteitags- und
Fraktionsbeschlüssen zum Ausdruck kommt, dass derzeit
Steuererhöhungen, wie und wo auch immer, Gift für die Kon-
junktur und das Verhalten der Verbraucher wären. 

CSU-Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann nannte ge-
genüber der GZ den ablehnenden Fraktionsbeschluss „eine klu-
ge Entscheidung“. Für die Menschen seien nicht nur höhere
Bundes- sondern auch Bagatellsteuern derzeit unzumutbar. Es
wird demnach im Landtag nur zur Ergänzung des Kommunal-
abgabengesetzes im Sinne der Zweitwohnungssteuer in Frem-
denverkehrsgebieten kommen. Dies war und ist auch der Tenor
in den Gesprächen mit den kommunalen Spitzenverbänden.   rm

Arbeitszeitverlängerung:

Bezirke ohne
Meinung

„Weitere Verhandlungen
abwarten“ möchte der Ver-
band der bayerischen Bezir-
ke in Fragen der Arbeitszeit-
verlängerung von Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst.
Aus den offiziellen Verlaut-
barungen des Pressespre-
chers nach der jüngsten
Hauptausschusssitzung in
Waldsassen wird eine eigene
Position des Verbandes nicht
sichtbar. 

Wenn man den Pressemitt-
teilungen Glauben schenken
kann, scheinen sich die Ver-
treter der Bezirke lediglich
mit dieser (ungelösten) Fra-
ge, sowie der Tatsache be-
schäftigt zu haben, dass der
Publizistik-Preis zu Gunsten
der Produktion gekaufter ei-
gener Zeitungsseiten nicht
mehr vergeben wird.           ?

loser kleinerer und größerer Ort-
schaften geprägt. Die gewachse-
ne Vielfalt der ländlichen Räume
zu erhalten, sei Rot-Grün kein
Anliegen - im Gegenteil: Die
Ökosteuer, die vernachlässigten
Verkehrsinvestitionen und die
massive Mehrbelastung der
Landwirtschaft mit Abgaben und
bürokratischen Auflagen mach-
ten den Irrweg einer Politik deut-
lich, die konsequent die Men-
schen benachteilige, die nicht in
den Metropolen leben.

Bessere Chancen 
für Familien und Kinder

Damit Bayern in Europa stark
bleibt, müssen laut CSU Famili-
en und Kinder bessere Chancen
erhalten, die Zuwanderung be-
grenzt und die Integration einge-
fordert werden. Zudem gelte es,
das Sicherheitsbedürfnis der
Bürger ernst zu nehmen. Die of-
fenkundigen Sicherheitslücken
müssten endlich geschlossen
werden. Deutschlands Grenzen
müssten für Anhänger extremi-
stischer Ideen undurchlässiger
werden. Die Rechtsordnung ha-
be auf die neuen Sicherheitsan-
forderungen angemessen zu rea-
gieren. DK

Der Freistaat baut mit 
Niedrigere Förderschwelle für Gebäudesanierungen 

Den Kommunen winkt ein kleine finanzielle Erleichterung: Die
Staatszuschüsse für die Generalsanierung von Gebäuden sollen
nicht mehr davon abhängen, dass die Erneuerung mindestens
50% der ursprünglichen Baukosten ausmacht. Der Staat springt
schon ab 25% ein. 

Den Antrag vom Juli 2003 mit
einer entsprechenden Empfeh-
lung an die Staatsregierung hatte
der damalige CSU-Abgeordnete
Franz Meyer federführend im
Haushaltsausschuss vertreten.
Jetzt hat er als Staatssekretär im
Finanzministerium das Heft in
der Hand, wie er der GZ mitteil-
te: „Der Antrag hat mich einge-
holt“. Er hat von seinem Chef,
Finanzminister Prof. Kurt
Faltlhauser, den Auftrag bekom-
men, im Sinne der genannten
Absenkung der Forderschwelle

mit den kommunalen Spitzen-
verbänden zu verhandeln. 

Meyer hofft, bis Juni dem
Haushaltsausschuss über die Än-
derung im Sinne des seinerzeiti-
gen Antrags berichten zu kön-
nen. Eventuell wird es für die
Neuregelung eine Versuchspha-
se bis etwa 2008 geben. Die
50%-Grenze hat, wie Meyer sag-
te, manchmal dazu geführt, dass
Kommunen ihre Sanierungspro-
jekte entsprechend verteuerten,
um die Hilfe des Staats zu be-
kommen. rm

Abschreibungen in der
Kameralistik Vorschrift

Das Argument, dass in der Ka-
meralistik kein Werteverzehr dar-
stellbar ist, ist so alt, wie die Dis-
kussion Kameralistik oder Dop-
pik selbst. Und trotz laufender
Wiederholungen wird es nicht
überzeugender. Die Darstellung
des Werteverzehrs über Ab-
schreibungen ist in der Kamera-
listik seit vielen Jahren nicht nur
möglich, sondern bei den kos-
tenrechnenden Einrichtungen
sogar vorgeschrieben. Bei der
jeweiligen Einrichtung werden
die Abschreibungen in der Grup-
pierung 68 erfasst. Das ist für
die gesamte Gemeinde möglich,
womit auch Straßen und Rathäu-
ser abgeschrieben werden kön-
nen, wenn man möchte. 

Der einzige Unterschied ist,
dass - weil kein Geldfluss damit
verbunden ist - diese im Finanz-
bereich als fiktive Einnahme ge-
gengebucht werden. Dadurch
sind sie für die Gemeinde kos-
tenneutral. Wenn man möchte,
könnte man das jedoch ganz
leicht ändern, indem man die
Gegenbuchung nicht innerhalb
des Haushaltes zulässt, sondern
als zwangsweise Zuführung 
in eine Sonderrücklage vor-
schreibt. Und schon bekommt
man das selbe Ergebnis bei der
Kameralistik wie Sie als Beispiel
für die Doppik aufgezeigt haben.
Und man hat den positiven Ne-
beneffekt, dass für eine spätere
Erneuerung bereits das tatsäch-
liche Geld in der Sonderrückla-
ge vorhanden ist, was bei Unter-
nehmen, die nur die Kosten,
nicht jedoch das tatsächliche
Geld buchen, nicht der Fall ist.

Für diese kleine Änderung
braucht eine Gemeinde kein neu-
es Buchhaltungssystem, keine
neue Software, nicht einmal eine
extra Schulung. Die mit einer
Buchhaltungsänderung verbun-
denen notwendigen immensen
Ausgaben können den bereits fi-
nanziell am Hungertuch nagen-
den Gemeinden nicht noch auf-
gezwungen werden, wenn das
gewünschte Ergebnis auch kos-
tenlos mit der vorhandenen Aus-
stattung zu erreichen ist. 

Und das Argument, um
„rechtzeitig informiert zu sein“
ein neues Rechnungswesen ein-
zurichten ist in der Form absurd,
da die Zeit nichts mit dem Sys-
tem zu tun hat, vielmehr mit dem
Abruf der vorhandenen Daten.
Auch bei der Kameralistik ist es
möglich während des Jahres ein
Zwischenergebnis abzurufen,
wie bei der Doppik auch. Hier
kommt es auf den Willen des Be-
nutzers an, nicht auf das Buch-
haltungssystem, denn die Zahlen
sind ja bereits vorhanden.

Ich habe den Verdacht, dass
die Befürworter der Doppik die
Kameralistik und deren Mög-
lichkeiten nicht genug kennen.
Also sollten sie sich erst einmal
darüber informieren bevor kom-
plett neue teure Lösungen als
Allheilmittel verkündet werden. 

Mit besten Grüßen  
Wolfgang Eberle Diplom-Ver-
waltungswirt (FH) + Verwal-
tungsbetriebswirt (BVS) 
83109 Großkarolinenfeld 
w w w . w o l f g a n g - e b e r l e . d e
we@wolfgang-eberle.de

Leserbrief an die GZ

Deimer zu den Kommunalfinanzen: 

Sofortprogramm wäre 
beste Wachstumsinitiative

Mit der Forderung, endlich die Finanzkraft der Kommunen zu
stärken, hat der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Ober-
bürgermeister Josef Deimer, bei der oberbayerischen Bezirks-
versammlung in Bad Aibling die aktuelle Debatte um Konjunk-
turprogramme des Bundes aufgegriffen. 

Nur leistungsfähige Städte kön-
nen wachstumsfördernde Bauin-
vestitionen tätigen. Bundespro-
gramme, mit denen Investitionen
gefördert werden sollen, greifen
zu kurz. Die Kommunen können

diese Programme gar nicht in
Anspruch nehmen, weil sie ihren
Eigenanteil angesichts der deso-
laten Finanzlage nicht aufbrin-
gen können. Deimer: „Wenn der
Bund mehr für Wachstum und
zukunftsträchtige Investitionen
tun will, muss er die Kommunal-
finanzen mit einem Sofortpro-
gramm stützen. Der seit Jahren
anhaltende dramatische Verfall
der kommunalen Investitionen
müsse umgekehrt werden. 2003
lagen die kommunalen Bauinve-
stitionen bundesweit um 10 Mil-
liarden Euro unter denen des
Jahres 1992, das ist ein Rück-
gang um 37 Prozent. Deimer
wies darauf hin, dass die Bedeu-
tung der kommunalen Investitio-
nen für Aufschwung und Ar-
beitsplätze viel zu oft unter-
schätzt wird: „Zwei Drittel aller
öffentlichen Investitionen gehen
von den Kommunen aus“.

Städtetagsvorsitzender Deimer
erinnerte daran, dass den Kom-
munen und ihren Bürgerinnen
und Bürgern immer wieder eine
Gemeindefinanzreform verspro-
chen worden sei, die bisher nicht

eingeleitet wurde. Deshalb müs-
se den Kommunen mit einem
Sofortprogramm geholfen wer-
den, wie es der Bayerische Städ-
tetag bereits im letzten Jahr an-
lässlich seiner Vollversammlung
in Bad Windsheim gefordert hat.
Deimer: „Bayern hat sich im
Vermittlungsausschuss mit sei-
ner Forderung, den kommunalen
Anteil an der Umsatzsteuer so-
fort zu erhöhen, leider nicht
durchsetzen können. Wir hoffen
auf eine nochmalige Initiative
von Ministerpräsident Dr. Stoi-
ber“. Auch die Gewerbesteuer-
umlage sei nicht in dem erhoff-
ten Umfang gesenkt worden. Fi-
nanzstarke Städte könnten durch
verstärkte Investitionen zum
Umschwung beitragen. Dazu
müssen Bund und Freistaat jetzt
durch ein Sofortprogramm das
notwendige Geld zur Verfügung
stellen. ?

CSU-Generalsekretär Söder: 

Verfassungsklage 
gegen Haushaltspolitik

CDU und CSU prüfen nach
den Worten von CSU-Generalse-
kretär Markus Söder wegen des
Lochs im Bundeshaushalt den
Gang vor das Bundesverfas-
sungsgericht. Überlegt werde ei-
ne Klage gegen die Verfassungs-
widrigkeit des Haushalts. Söder
bezeichnete die Steuerschätzung
als katastrophal für Deutschland:
„Das geht in die Geschichte ein
als Schuldentag.“ Der Skandal
der Schuldenmacherei setze sich
fort. Das sei das Ende der Glaub-
würdigkeit von Bundesfinanzmi-
nister Hans Eichel (SPD). Die
Planungen der Bundesregierung
hätten sich erneut als Luftbuchun-
gen entpuppt. Überall in Europa
gebe es Wachstum. „Nur in
Deutschland regiert die Pleite.“?
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GZ

Wer denkt schon angesichts
der blühenden Natur und des
Frühlings an den Tod und das
Sterben? Wenn man dann
plötzlich selbst betroffen ist,
vom Tod eines nahen An-
gehörigen, dann wird man
nachdenklich, wie kommer-
zialisiert und wie geschäfts-
mäßig es dort abläuft, wo
nicht mehr die Kirchen selbst
als Partner der Kommunen
für Trauerfeier und die letzte Ruhestätte mit
sorgen, sondern  ein kommunales Amt.  

Ob da der zuständige Ortspfarrer Zeit hat,
Schule halten müsste, oder an dem besagten
und vom Bestattungsamt festgelegten Beerdi-
gungstermin da sein kann, das interessiert
kaum und Änderungen „machen Arbeit“. Der

Pfarrer erzählte mir, dass er manchmal an drei
Friedhöfen gleichzeitig sein soll. Entscheidend
ist die Arbeitszeit des Friedhofpersonals. Es
muss eben alles in einen Zeitplan passen, auch
das Sterben und der Tod.  Und dass die Trauer-
feier auch nicht zu lange dauert, denn die nächs-
ten warten ja schon und man muss dafür Sorge
tragen, dass alles seinen Gang geht.

Obwohl man selbst ja hinter die Kulissen se-
hen kann und weiß, wie schwierig die Kassen-
lage ist, wie gebunden wir sind in unseren Re-
gelungen bei unserem Personal im Hinblick auf
die Tarifwerke, die fast keiner mehr durchblickt,
hat man in Zeiten eigener Trauer trotzdem
Mühe, Verständnis aufzubringen für einen Ge-

schäftsbetrieb, der auch solch
wichtige Rituale der Trauerar-
beit in einen festen Zeitplan
zwängt. 

Unsere Kommunen bleiben
nur Heimat, Stätte von Wärme
und Menschlichkeit, wenn wir
darauf achten, dass Leben und
Tod, die ganze Breite der Le-
bensäußerungen in ihnen Platz
haben und ausreichend Würdi-
gung finden. Wenn wir finan-
ziell nur noch mit dem Rücken
zur Wand stehen und alles nur
noch unter Kosten-Nutzen Ge-
sichtspunkten betrachten müs-

sen, dann verarmen wir auch seelisch. 
Es bleibt daher wichtig, dass wir in unseren

Kommunen Sorge tragen für eine gute Kultur
des Miteinanders. Wir brauchen dazu unbe-
dingt, wo immer sie sich anbieten, unsere Part-
ner in den Kirchen, Organisationen und Verei-
nen. Mit ihnen müssen wir auch in Zeiten finan-
zieller Not sorgsam umgehen. Wenn Kommune
und Staat  alles selber leisten müssen, dann kos-
tet es nicht nur mehr, wir verlieren vor allem
immer mehr gute alte Werte, ein Stück unserer
Kultur und unseres Brauchtums. Ich bin dank-
bar, einer  Kommune vorzustehen, in der die
Kirche noch im Dorf ist und will damit sagen,
dass dort mit viel Feingefühl und freiwilligem
Engagement Menschen in Freud und Leid Un-
terstützung und Hilfe erfahren, ohne dass im-
mer jemand gleich auf die Uhr schaut und sei-
nen Geldbeutel weit aufhält.

KolumneGZ Maximilian Gaul

Kirchen im Dorf lassen und 
Kultur des Miteinanders pflegen

Bayerischer Gemeindetag:

Daseinsvorsorge im Visier
34. Seminar für Führungskräfte der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung

Beim 34. Seminar des Bayerischen Gemeindetags für Führungs-
kräfte der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in Bad
Wiessee bezog am 5. Mai, dem „Europatag“, Verbandspräsident
Dr. Uwe Brandl im Beisein von Europaminister Eberhard Sin-
ner dezidiert Stellung zum Thema Daseinsvorsorge. Wie jedes
Jahr lag die Organisation und Durchführung dieser renom-
miertenVeranstaltung in den bewährten Händen von Verbands-
dirketor Dr. Heinrich Wiethe-Körprich.

„Was uns früher fern und we-
nig bedeutungsvoll vorkam,
berührt uns heute hautnah“, be-
tonte Brandl. Etwa drei Viertel
aller Entscheidungen, die die
öffentlichen Verwaltungen im
Bund, in den Ländern und in
den Kommunen zu treffen ha-
ben, würden von Vorgaben des
EU-Rechts bestimmt oder zu-
mindest beeinflusst. Deshalb
wolle der Bayerische Gemein-
detag am Europatag bewusst ein
Zeichen setzen. 

Berlin schweigt

Minister Sinner habe sich in
der Vergangenheit bereits mehr-
fach für die gemeindlich verant-
wortete Daseinsvorsorge stark
gemacht, erklärte der Gemeinde-
tagspräsident. Um so erfreuli-
cher wäre es, „solche Worte auch
einmal aus Berlin und von ande-
ren Unionspolitikern zu hören“.
Aber im Gegenteil: In einer
Nacht- und Nebelaktion wurde
laut Brandl ohne Konsultation
der Mitgliedsstaaten in den Da-
seinsvorsorgeartikel des Ent-
wurfs zum Europäischen Verfas-
sungsvertrag ein Satz eingefügt,
wonach die Grundsätze und Be-
dingungen für das Funktionieren

nerhalb der EU in einer absolu-
ten Minderheitsposition. Schon
deshalb müsse dieser Sektor in
der ausschließlichen Gesetzge-

vorsorge) definieren.“ Zusätzlich
sollten die Gemeinwohlver-
pflichtungen beschrieben wer-
den, die mit der Erfüllung der je-
weiligen Aufgabe durch die Ge-
meinden verbunden sind. Würde
dies geschehen, sei diese Aufga-
benerfüllung, soweit sie durch
die Gemeinden in eigenen Un-
ternehmen wahrgenommen wird,
dem EU-Wettbewerbsrecht ent-
zogen. Die Kommission müsste
sich dann auf eine bloße Mis-
sbrauchskontrolle beschränken. 

Möglichst viele 
bayerische Abgeordnete

Nach den Erfahrungen, die der
Bayerische Gemeindetag macht,
sei es einfacher, „über die von
Bayern entsandten EU-Abgeord-
neten die Brüsseler Dinge in un-
serem Sinn zu beeinflussen als
dies über die EU-Kommission
möglich wäre“, fuhr Brandl fort.
Sie hätten als vom Volk gewähl-
te bayerische Bürger im Regel-
fall das nötige Vorverständnis für
die Wichtigkeit der Erhaltung ei-
ner kommunal verantworteten
Daseinsvorsorge. Deshalb sei es
von großer Bedeutung, mög-
lichst viele bayerische Abgeord-
nete - egal welcher politischer
Couleur - in das Europäische
Parlament zu entsenden. 

Aufruf zur Europawahl

Erst im Januar dieses Jahres
hätten die bayerischen Abgeord-
neten im Plenum des EU-Parla-
ments einheitlich gegen eine Li-
beralisierung des Wassermarkts
votiert und damit zu einem knap-
pen, aber erfolgreichen Abstim-
mungsergebnis für die gemeind-
liche Wasserversorgung ent-

der gemeindlichen Daseinsvor-
sorge „durch europäische Geset-
ze festgelegt“ werden sollen. Re-
sultat: „Berlin schweigt.“  

„Wenn die Europäische Kom-
mission in diesem Bereich die
Rahmengesetzgebung in die
Hand bekommt, dann gnade uns
Gott!“ so Brandl. Er äußerte die
Befürchtung, dass sich dann die
Bedingungen für eine eigenstän-
dige, dezentrale, demokratisch
verantwortete und sozialverträg-
lich gestaltete Daseinsvorsorge
grundlegend zu Ungunsten der
bayerischen Gemeinden, Märkte
und Städte verändern werden.
Da die gemeindliche Selbstver-
waltung mit eigener Finanzaus-
stattung und eigenen Kompeten-
zen außerhalb Deutschlands und
Österreichs weitgehend unbe-
kannt sei, befinde man sich in-

staat der EU ist - in diesem für
das bayerische und deutsche
Staats- und Gesellschaftsbewus-
stsein zentralen Punkt auf die
Hilfe des benachbarten EU-Mit-
gliedstaats Österreich angewie-
sen ist. In diesem Zusammen-
hang bat Brandl Europaminister
Sinner, „alles in seiner Macht
Stehende zu tun, um das Blatt zu
wenden“. Sein Appell: „Setzen
Sie sich in enger Abstimmung
mit dem österreichischen Nach-
barn für unser elementares
Selbstverwaltungsrecht ein!“ 

Die Forderung des Bayeri-
schen Gemeindetags lautet:
„Bayern muss in seiner Gemein-
deordnung bzw. in den Fachge-
setzen die grundlegenden Berei-
che der „Dienste von allgemei-
nem wirtschaftlichen Interesse“
(EU-Umschreibung für Daseins-

Post verpflichtet sich zu
Mindeststandards 

Zusammenarbeit mit Kommunen verbessern
Berlin. Eine Selbstverpflichtung hat die Deutsche Post für ihre
Dienstleistungen abgegeben. In der Zusicherung verspricht das
Unternehmen unter anderem, bundesweit in mindestens 12.000
Filialen alle Brief- und Paketbeförderungsleistungen anzubieten.

Die Öffnungszeiten der Ge-
schäftsstellen werden sich zwar
an der Nachfrage orientieren, je-
doch sollen auch Kleinstfilialen
an sechs Wochentagen geöffnet
sein. In zusammenhängenden
Wohngebieten mit mindestens
2.000 Einwohnern wird eine
Postannahmestelle garantiert.
Darüber hinaus sollen die derzeit
bundesweit 108.000 Briefkästen
erhalten bleiben.

Die Selbstverpflichtung be-
deutet jedoch nicht das Ende von
Standortschließungen im Filial-
netz der Post. Derzeit verfügt das
Unternehmen nach Angaben der
RegTP über 13.888 Filialen, dar-
unter 6.707 eigene. Damit hat
das Unternehmen deutlich mehr
Standorte als zugesichert. Aller-
dings ergeben sich aus der

Selbstverpflichtung rund 1.500
neue Pflichtstandorte. Bisher
war die politische Organisation
und nicht die Einwohnerzahl ei-
ner Gemeinde entscheidend für
den Aufbau einer Poststelle, was
zur Folge hatte, dass auch größe-
re Gemeinden im ländlichen
Raum mit nur einer Poststelle
auskommen mussten.

In der Vergangenheit hat es
nach Darstellung von RegTP-
Beiratsmitglied Klaus Barthel in
kleineren Ortschaften oft Streit
über Filialschließungen und Än-
derungen im Briefkasten-Netz
gegeben. Diese Auseinanderset-
zungen will die Post in Zukunft
durch eine intensivere Zusam-
menarbeit mit den jeweiligen
Entscheidungsträgern in den
Kommunen verhindern. KK/ddp

scheidend beigetragen. Brandl:
„Unsere Abgeordneten leisten in
Straßburg und in Brüssel wert-
volle Arbeit. Das muss durch ei-
ne entsprechend hohe Wahlbe-
teiligung am 13. Juni bestätigt
und anerkannt werden.“ DK

Internationaler Museumstag:

„Kulturelle Tradition
als lebendiges Erbe“

Fast 300 Museen in Bayern mit Aktionen präsent
Am 16. Mai wurde weltweit zum 26. Mal der Internationale
Museumstag, diesmal unter dem Motto „Kulturelle Tradition
als lebendiges Erbe“ („Museums and Intagible Heritage“) be-
gangen. Der Internationale Museumsrat (International Coun-
cil of Museums, ICOM) hatte den Tag 1977 erstmals ausgeru -
fen und seither jedes Jahr mit einem besonderen Schwer-
punktthema versehen. 

Die Welt des Museums dreht
sich in erster Linie um Objekte,
Dinge, die in Sammlungen zu-
sammengefasst sind, an denen
geforscht wird, die ausgestellt,
ausgeliehen und in Katalogen
abgebildet werden. Die Aura des
Originals hat die Menschen sehr
früh erfasst, ließ sie zu Künstlern
und Sammlern werden und sogar
Raubzüge durchführen. Sie gab
den Impuls für die Gründung
fürstlicher Wunderkammern, die
den Ruhm eines Herrscherhau-
ses stärken konnten und aus de-
nen sich die Sammlungen vieler
Museen speisen. 

Blick für’s Wesentliche

Auch in Zeiten der fast beliebi-
gen Verfügbarkeit von Dingen
durch Reproduktion in verschie-
denen Medien ist noch immer
das real vorhandene Objekt
wichtig zum Verständnis. Weit
weniger im Blick sind die „nicht
greifbaren“ kulturellen Traditio-
nen - oft im Umfeld des Objekts
und mit direkten Bezügen -, die
sich in Mundarten, Sprichwör-
tern, Liedern und Gedichten, in
regionalem Handwerk, in Spie-
len, Musik und Tänzen oder in
Sitten und Gebräuchen, in Festen
oder auch kulinarischen Beson-
derheiten niederschlagen. Die-
sem überlieferten Wissen, das ei-
ne bestimmte Gruppe prägt und
ihr einen Zusammenhalt gibt, 

gilt die Aufmerksamkeit des 
Internationalen Museumstages.

Koordination

ICOM-Deutschland, der Deut-
sche Museumsbund und die Mu-
seumsämter und -verbände der
Länder haben die Aktionen der
Museen koordiniert. Allein in
Bayern bereiteten fast 300 Mu-
seen unterschiedlichste Angebo-
te und Aktionen vor. Besonders
reichhaltig waren heuer Angebo-
te für Familien.

In Unterfranken im Hof von
Schloss Aschach fand ein großes
Museumsfest statt. Die drei in
diesem Gebäudekomplex unter-
gebrachten Museen, Graf-Lux-
burg-Museum, Volkskundemuse-
um und Schulmuseum, boten
hierzu Handwerksvorführungen,
Sonderausstellungen und Kinder-
angebote. In Kitzingen organi-
sierte das Städtische Museum mit
vielen Helfern wieder ein um-
fangreiches Programm auf dem
Marktplatz mit mittelalterlichen
Inszenierungen, Schauschmie-
den, Tanzgruppen, Theatervor-
führungen und vielem mehr.

Wanderungen, Führungen
und Blaue Nacht

Historische und erneuerte
Trachten wurden im Fränkische-
Schweiz-Museum in Potten-
stein-Tüchersfeld (Oberfranken)

vorgeführt. In Wilhelmsdorf und
Emskirchen in Mittelfranken
konnte man im Rahmen einer
geführten Wanderung auf dem
neuen Museumsrundweg gleich
drei Museen - Zirkelmuseum,
Rundfunkmuseum und Heimat-
museum - besuchen. Nach der
vorangegangenen „Blauen
Nacht“ boten die Museen Nürn-
bergs ihrerseits eine Fülle von
Führungen an, vor allem zu ak-
tuellen Sonderausstellungen.

Junge Besucher

Die jungen Besucher standen
im Freilichtmuseum Finsterau
(Niederbayern) im Mittelpunkt
des Internationalen Museums-
tags. Spiele, Tiere, Reiten,
Kutschfahrten und Kasperlthea-
ter ließen keinerlei Langeweile
aufkommen.

In München ließen vor allem
experimentelle Familien- und
Erwachsenenführungen unter
dem Motto „Museumsbesuche
anders“ im Museum Villa Stuck
und ein hochkarätig besetzter

Flamenco-Abend im Museum
für Abgüsse Klassischer Bild-
werke aufhorchen. Abenteuerge-
schichten lockten Kinder ins
Bayerische Nationalmuseum,
während es die Erwachsenen
eher ins Umland zum Jazz-Früh-
schoppen ins Bauernhofmuseum
des Landkreises Fürstenfeld-
bruck im Jexhof zog.

Musikantentag

Musikantentag war im Rieser
Bauernmuseum im schwäbi-
schen Maihingen angesagt. Dort
sangen und spielten Gruppen aus
dem Ries und aus Nordschwa-
ben, während Heimatmuseum
und Südseesammlung in Ober-
günzburg mit afrikanischen
Trommlern und völkerkundli-
chen Filmvorführungen den
Blick auf ferne Länder richteten.

In ganz Bayern war somit für
nahezu jeden Geschmack und je-
des Interesse etwas geboten. Un-
terstützt wurden die Aktionen
wiederum von der Bayerischen
Sparkassenstiftung. DK

Mehr Demokratie e.V./Landesverband Bayern:

Informationen zu Volks- und
Bürgerbegehren online

„Mehr Demokratie in Bayern“ ist ab sofort mit einem neuen
Internetauftritt im Netz. Unter www.mehr-demokratie.de/bay-
ern können sich Bürgerinitiativen und Interessierte über alle
wichtigen Themen rund um die direkte Demokratie informie-
ren. Auf der Seite finden sich Tipps zur Durchführung von
Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden in Bayern und Infor-
mationen zu Volksbegehren im Freistaat. Vor allem zum The-
ma Bürgerbegehren bietet die Seite eine Fülle von Informatio-
nen. Wer ein Bürgerbegehren durchführen will, erfährt hier,
wie es geht. Außerdem finden sich alle Bürgerentscheids-Jah-
resberichte seit 1995 sowie herausragende Themenbeispiele
von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden aus den letzten
Jahren. Des weiteren erfahren Interessierte, welche Hürden bei
der Durchführung von Volksbegehren genommen werden
müssen und welche Volksentscheide es bereits gab. Mehr In-
formationen unter www.mehr-demokratie.de/bayern. ?

Dr. Uwe Brandl. ?

bungszuständigkeit der Mit-
gliedstaaten bleiben, folgerte der
Präsident. 

Hilfe aus Österreich

Trotz des Drängens der kommu-
nalen Spitzenverbände Deutsch-
lands sei Berlin nicht bereit, auf
eine Änderung des Verfassungs-
vertragsentwurfs zu drängen. Es
sei geradezu grotesk, „dass Bay-
ern - das ja selbst nicht Mitglied-
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(Fortsetzung von Seite1)
dafür ausdrücklich meinen herz-
lichen Dank aussprechen.

GZ: Die Neuerungen bedeu-
ten einen finanziellen Auf-
wand. Wie werden die Sach-
aufwandsträger dabei unter-
stützt? 

Hohlmeier: Zusätzliche Kos-
ten können durch eine Auswei-
tung des Mittagsbetreuungsan-
gebots oder auch bei der
Schülerbeförderung entstehen.
Es steht außer Frage, dass wir
uns für die Kommunen einsetzen. 

Genügend Vorlaufzeit

Das achtjährige Gymnasium
wird im kommenden Schuljahr
mit den Jahrgangsstufen 5 und 6
von unten her aufgebaut. Es
bleibt also für die Sachaufwands-
träger genügend Vorlaufzeit.
Notwendige An- oder Umbauten
für die Mittagsbetreuung oder
wegen des erhöhten Raumbe-
darfs können über das „Investi-
tionsprogramm Zukunft Bildung
und Betreuung“ (IZBB) finan-
ziert werden. Dieses Programm
wird aus Mitteln des Bundes zur
Förderung von Ganztagesschu-
len und Ganztagesangeboten an
Schulen zur Verfügung gestellt.
Da das achtjährige Gymnasium
die Förderkriterien voll erfüllt,
trägt 90 % der entstehenden Kos-
ten der Bund. Die verbleibende
10 %-ige Mitfinanzierung der
Kommunen erfolgt nach dem
Konnexitätsprinzip komplett
durch den Freistaat Bayern.
Auch die höheren Kosten für die
Schülerbeförderung werden vom
Freistaat übernommen. Ich den-
ke, damit wird klar, dass wir für
die Kommunen da sind und sie
bei der Finanzierung des acht-
jährigen Gymnasiums alles an-
dere als im Regen stehen lassen.

Lösungen vor Ort

GZ: Wie stellen Sie sich die
Mittagsverpflegung vor? 

Hohlmeier: Es wäre alles an-
dere als sinnvoll, wenn das Kul-
tusministerium bezüglich der
Mittagsverpflegung irgendwel-
che zentralen Vorgaben machen
würde. Solche Fragen gehören
vor Ort gelöst. Es gibt auch be-
reits sehr kreative und beein-
druckende Beispiele dafür, wie
qualitätvolle Mittagsverpfle-
gungsangebote an Schulen or-
ganisiert werden können. Die
Schülerinnen und Schüler des
Gymnasium Oberhaching bei-
spielsweise haben eine eigene

Schülerfirma unter dem Namen
„Mathe Macchiato“ gegründet,
die für eine gesunde Verpflegung
sorgt. Dabei lernen die Schüler
ganz nebenbei, selbstständig und
erfolgreich zu wirtschaften. Ich
habe inzwischen mit vielen
Schulleiterinnen und Schullei-
tern gesprochen. Sie sind derzeit
dabei, zusammen mit den Lehr-
kräften, Eltern und Schülern
ganz individuell ihren Bedarf zu
analysieren und Ideen für jeweils
vor Ort vernünftige und prakti-
kable Lösungen zu entwickeln. 

Dabei tun sich neben dem ge-
rade genannten Beispiel einer
schülereigenen Organisation
viele weitere Möglichkeiten auf,
wie zum Beispiel die Zusammen-
arbeit mit einer nahe gelegenen
Kantine oder mit einem Cate-
ring-Service. Eines zeichnet sich
aber auch schon deutlich ab:
Die Einrichtung von Groß-
küchen und riesigen Schüler-
mensen wird keinesfalls nötig
sein. Schon bisher haben bei
weitem nicht alle Schülerinnen
und Schüler Mittagsverpfle-
gungsangebote angenommen.

GZ: Manche Schulen plat-
zen ja jetzt schon aus den Näh-
ten, wie soll das denn in Zu-
kunft gehen?

Hohlmeier: Manche Sachauf-
wandsträger haben ihre Schulen
in den vergangenen Jahren
äußerst stiefmütterlich behandelt.
Das Münchner Gisela-Gymnasi-
um beispielsweise muss schon
jetzt, wohlgemerkt am neunjähri-
gen Gymnasium, Schichtbetrieb
fahren. Den Freistaat hier in die
Verantwortung zu nehmen und
hausgemachte Versäumnisse auf
das achtjährige Gymnasium ab-
zuschieben, ist nicht seriös.
Nichtsdestotrotz: wo durch das
neue achtjährige Gymnasium
Raumbedarf entsteht, helfen wir
selbstverständlich. Mit dem
schon erwähnten IZBB-Pro-
gramm und der Restfinanzierung
durch den Freistaat können die
entsprechenden Räume geschaf-
fen werden.

GZ: Werden auf die kom-
munalen Schulen zusätzliche
Kosten wegen der Lehrerver-
sorgung zukommen?

Hohlmeier: Den zusätzlichen
Personalaufwand an den kom-
munalen Schulen, der durch das
G8 notwendig wird, finanziert
der Freistaat Bayern zu 100
Prozent. Dabei wird erwartet,
dass sich die Kommunen beim
Umfang der Arbeitszeit an den
Arbeitszeiten im öffentlichen
Dienst orientieren.

(Fortsetzung von Seite 1)
und regierbar bleiben. Stoiber
setzte sich für eine Volksabstim-
mung über die EU-Verfassung in
allen Mitgliedsstaaten ein. 

„Absurde Vorwürfe“

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget fand den Vorwurf
„absurd“, die EU-Verfassung
„würde die kommunale Daseins-
vorsorge in Deutschland zer-
stören“. Gefahr drohe vielmehr
„von den Privatisierungs- und
Liberalisierungsfanatikern in der
EU-Kommission und im Eu-
ropäischen Parlament“: Gerade
dort seien es „ausgerechnet die
konservative und die liberale
Fraktion, die immer neue Priva-
tisierungsorgien bei bisher öf-
fentlichen Dienstleistungen fei-
ern“. Maget war grundsätzlich
auch für eine Volksabstimmung
über die Verfassung. Entspre-
chende Änderung des Grundge-
setzes sei jedoch bislang immer
an der Union gescheitert. Stoiber
entgegnete, er sei nur für diesen
Sonderfall bereit, das Grundge-
setz zu ändern. 

Zu den ostbayerischen Krisen-
regionen merkte der SPD-Spre-
cher an, gerade der Ministerprä-
sident habe sie mit seinem „Ge-
schwafel“ von den Aufsteigerre-
gionen „permanent selbst besof-
fen geredet“. Die Staatsregie-
rung und nicht die Bundesregie-

Bayerische Landesbank: 

Für die Zukunft gewappnet 
Betriebsergebnis deutlich gesteigert

Ausbau der Marktpositionierung mit den Kommunen 

München. Die Bayerische Landesbank (BayernLB), die zweit-
größte deutsche Landesbank, hat im vergangenen Jahr ihr Be-
triebsergebnis deutlich gesteigert. Es lag mit 547 Millionen Euro
durch Einsparungen und eine gesunkene Risikovorsorge we-
sentlich über dem Vorjahreswert von 203 Millionen Euro. „Die-
ses Ergebnis zeigt“, so der Vorstandsvorsitzende Wemer
Schmidt bei der Jahresbilanzpressekonferenz, „dass die Umset-
zung der strategischen Neuausrichtung der BayernLB, mit tief-
greifenden Einzelmaßnahmen im Transformationsprozess, erste
Früchte trägt. Nun gilt der Stabilisierung der Erlöse unser be-
sonderes Augenmerk“. 

Im Jahr 2003 konnte laut
Schmidt die Netto-Risikovor-
sorge im Vergleich zum Vorjahr
deutlich auf 953 Millionen Eu-
ro verringert werden. Die ein-
geleiteten Maßnahmen zur
Neuausrichtung der BayernLB
führten zu einem planmäßigen
Abbau des Geschäftsvolumens
um 28,4 Milliarden auf 331,5
Milliarden Euro. 

Rückläufige Erlösbringer

Die Kernkapitalquote wurde
auf 7,8 Prozent gesteigert. Die
klassischen Erlösbringer Zins-

und Provisionsüberschuss gin-
gen um 2,4 Prozent respektive
11,5 Prozent auf 2,17 Milliarden
Euro und 343 Millionen Euro
zurück. Die Konzernbilanzsum-
me mit 313,4 Milliarden Euro
war maßgeblich von der Bayern-
LB geprägt. 

Kostenziele

Zur Erreichung der Kostenzie-
le und zur Anpassung der Ge-
schäftstätigkeit der Bank im In-
und Ausland wurde bereits 2003
ein Personalabbau eingeleitet.
Bislang wurden die Hälfte der

geplanten rund 1000 Arbeitsplät-
ze gestrichen. 

Personalabbau

Die noch ausstehenden restli-
chen Stellen sollen nicht, wie ur-
sprünglich vorgesehen, bis 2006,
sondern weitgehend bis Ende
dieses Jahres wegfallen. Der Per-
sonalabbau konzentriert sich da-
bei auf die Kernbank. 

Rahmenvertrag

Die BayernLB wird, so
Schmidt, ihre Marktposition als
Bank auch mit den Kommunen
im engen Verbund mit den
bayerischen Sparkassen gezielt
ausbauen. Zu diesem Zweck
wurde im vergangenen Dezem-
ber ein Rahmenvertrag über die
künftige Zusammenarbeit abge-
schlossen. Bisher haben 60 von
82 bayerischen Sparkassen die
notwendigen Einzelverträge un-
terzeichnet. 

Darlehensprogramme

Auch 2003 wurden aus dem
Anteil des Freistaates Bayern am
Gewinn der BayernLB verbillig-
te Darlehensprogramme aufge-
legt. Die zinsgünstigen Darlehen
wurden für kommunale Was-
ser/Abwassermaßnahmen und
den Erwerb von Bestandswoh-
nungen genutzt. Der Marktanteil
an Kommunalkrediten der Bay-
ernLB und der Sparkassen be-
trug im Jahr 2002 49,11 Prozent. 

Guter Start

Die BayernLB-Gruppe ist, wie
Vorstandsvorsitzender Schmidt
abschließend erklärte, gut in das
Jahr 2004 gestartet. In der Kon-
zernrechnung des ersten Quar-
tals konnte das Betriebsergebnis
vor Risikovorsorge und Bewer-
tung im periodenechten Ver-
gleich gegenüber demselben
Vorjahreszeitraum um 7,9 Pro-
zent auf 367 Millionen Euro ge-
steigert werden. Im Einzelnen
sanken der Personalaufwand um
6,9 Prozent auf 161 Millionen
Euro und der Sachaufwand um
19,6 Prozent auf 135 Millionen
Euro. Schmidt kündigte eine
weitere Steigerung des operati-
ven Ergebnisses an sowie die
Rückführung der Risikovorsor-
ge. Ein Vorsorgeniveau von 400
bis 600 Millionen Euro würde
ausreichen, um die Eigenkapital-
rendite von zuletzt 4,9 Prozent
auf ein zweistelliges Niveau zu
heben. E. Scholl

Mittelstands-Union: 

Verfassungsbeschwerde gegen
Ausbildungsabgabegesetz 

„Die Regierungskoalition hat mit der Verabschiedung des Aus-
bildungsabgabegesetzes einen willkürlichen Verstoß bei der Aus-
bildungsabgabe nach dem verfassungsgemäßen Gleichheits-
prinzip (Art. 3 GG) vorgenommen. Mit § 10 wurde eine willkür-
liche Befreiung von der Abgabepflicht bei verschiedenen Be-
triebsbranchen vorgesehen, um für den SPD-Vorsitzenden
Franz Müntefering in der Regierungskoalition eine Mehrheit zu
sichern“, erklärte der Vorsitzende der Mittelstands-Union,
München, Stadtrat Thomas Schmatz . 

So sollen Arbeitgeber von der
Abgabepflicht befreit werden,
die Leistungen nach dem Achten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB
VIII) anbieten. Darüber hinaus
sollen Arbeitgeber eine Befrei-
ung erfahren, die in ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit
eingeschränkt seien und eine un-
zumutbare Härte mit den zu lei-
stenden Abgabebeträgen erlei-
den würden. Auch die Personal-
Service-Agenturen (PSA) seien
gegenüber im Wettbewerb ste-
henden mittelständischen Be-
trieben befreit. „Damit entstehen
Wettbewerbsverzerrungen. Die
Abgabenhöhe wird für die abga-
benpflichtigen Betriebe erhöht,
weil sich der Betriebsquotient
pro sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigten errechnet“, so
der CSU-Mittelstandspolitiker.
Die Abgabe werde demnach auf
über 500 Euro pro sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten
ansteigen. 

Willkürliche Stellschrauben

„Die Stellschrauben des Ge-
setzentwurfes sind willkürlich
gegriffen. Das gilt sowohl für
die geforderte Gesamtausbil-
dungsquote von 7 Prozent als
auch das Inkrafttreten des Ge-
setzes, wenn nicht 15 Prozent
mehr Ausbildungsplätze zur
Verfügung gestellt werden als
Bewerber vorhanden sind“,
bemängelte Thomas Schmatz.
Diese Forderungen seien unrea-
listisch. Die Ausbildungsquoten
variierten in Abhängigkeit von
Betriebsgröße, Branchenspezi-
fität, Beruf, Region, betriebli-
cher Organisationsform und
Qualifikationsstrukturen. Damit
sei die Abgabe nicht vorherseh-
bar, wettbewerbsverzerrend und
verfassungswidrig. Schmatz:
„Der Weg nach Karlsruhe ist
der einzig gangbare Weg“.

Einschränkung 
der Grundrechte

„Erhebliche verfassungsrecht-
liche Bedenken bestehen auch

GZ: Bekommen Sportverei-
ne, Jugendorganisationen etc.
Schwierigkeiten durch die
Einführung des G8? 

Hohlmeier: Die außerschuli-
schen Aktivitäten der Schülerin-
nen und Schülern werden sicher
nicht leiden. Schließlich umfasst
der Nachmittagsunterricht bis
hinauf zur Oberstufe in der Re-
gel nur ein oder zwei Nachmitta-
ge in der Woche. Da bleibt noch
eine Menge Zeit für den Sport-
verein, den Musikverein oder für
ein Ehrenamt - vor allem wenn
man sich gerne engagiert.

Keine Überförderung 

GZ: Ein Jahr weniger - heißt
das nicht automatisch mehr
Druck für die Schüler?

Hohlmeier: Nein, das neue
achtjährige Gymnasium wird so
konzipiert, dass eine Überförde-
rung der Schülerinnen und
Schüler ausgeschlossen werden
kann. Ganz wesentlich zur Ent-
lastung wird die entsprechende
Straffung der Lehrpläne in den
einzelnen Fächern beitragen.
Darüber hinaus wird die indivi-
duelle Förderung groß geschrie-
ben. Das Herzstück des neuen
bayerischen Gymnasiums sind
die so genannten Intensivie-
rungsstunden, in denen die
Schülerinnen und Schüler in
kleinen Gruppen in halber Klas-
senstärke unterrichtet werden. 

Nachhaltiges Lernen

Die Intensivierungsstunden
ermöglichen ein begabungsge-
rechtes Üben, Wiederholen und
Vertiefen und sichern ein nach-
haltiges Lernen. Sowohl die
Schwächeren als auch die Stär-
keren werden gefördert. Auch die
Vorbereitung der Abiturienten
auf die Anforderungen in Studi-
um und Beruf wird im achtjähri-
gen Gymnasium optimiert wer-
den, und zwar mit der Ein-
führung zweier Seminarfächer,
die nicht nur das interdisziplinä-
re Denken und das Allgemein-
wissen fördern, sondern den
Schülerinnen und Schülern die
Möglichkeit geben, die Arbeit an
einer Hochschule oder in einem
Wirtschaftsbetrieb kennen zu ler-
nen. Hier kann es auch enge Ko-
operationen mit der kommuna-
len Wirtschaft geben. 

Sie sehen also, das neue G8 ist
ein modernes und zukunftsorien-
tiertes Gymnasium. Ich bin mir
sicher, dass es ein Erfolgsmodell
werden wird. ?

Beim G8 greift das ...

rung sei verantwortlich, dass die
Regierungsbezirke Oberfranken,
Oberpfalz und Niederbayern
„denkbar schlecht“ auf die neue
Zeit nach der EU-Osterweite-
rung vorbereitet seien. 

Grünen-Sprecher Dr. Martin
Runge meinte, anstatt selbst zu
handeln, mache die Regierung
Stoiber nur Schuldzuweisungen
an andere, verbreite Unwahrhei-
ten und erzeuge Verunsicherung
der Bevölkerung. Runge griff ei-
nen (von der Staatskanzlei de-
mentierten) Zeitungsbericht auf,
wonach Stoiber nun „Supermi-
nister“ in einer von Angela Mer-
kel geführten Bundesregierung
werden wolle. Das sei der
Grund, warum der Ministerprä-
sident „im Moment gar so holzt
und geifert“. 

Was die Aktivitäten für das
Grenzland betrifft, befand Run-
ge, wenn die Staatsregierung im
Rahmen ihrer Offensive Zukunft
und ihrer High-Tech-Offensive
Milliarden aus der Privatisierung
eingesetzt habe, seien das für die
Grünen „in großen Teilen Fehl-
investitionen“ und „Verscherbeln
von Tafelsilber“. Wie Maget ver-
teidigte auch Runge die Politik
der Bundesregierung und insbe-
sondere Außenminister Joschka
Fischer, den Stoiber namentlich
für die Tatenlosigkeit der Bun-
desregierung bei den EU-Verfas-
sungsverhandlungen verantwort-
lich gemacht hatte. rm

Stoiber will die Chancen ...

gegen die Einschränkung des
Grundrechts der Unverletzlich-
keit der Wohnung“ so Schmatz
weiter. Rot-Grün plane in § 21
des Gesetzes, dass Angehörige
des Bundesverwaltungsamtes
Wohnungen und Geschäftsräu-
me durchsuchen dürften. 

Das Gesetz sei ohnehin entge-
gen der Ansicht der Regierungs-
koalition auch zustimmungs-
pflichtig, weil mit § 10 in die Zu-
ständigkeit der kommunalen
Rechtsaufsicht der Bundesländer
eingegriffen werde. So sollen
Arbeitgeber mit kommunal-
aufsichtlichen Notbewirtschaf-
tungsmaßnahmen ebenfalls be-
freit werden. Das Gesetz sei zu-
dem vom Bund nicht admini-
strierbar. ?

Bayerischer Gemeindetags zur Steuerschätzung: 

Keine Entlastung der
Kommunen in Sicht

Brandl: „Kanzlerwort einhalten: Kommunen sofort 
um 2,5 Mrd. Euro entlasten!“

Nach der jüngsten Steuerschätzung wird das Steueraufkommen
der Städte und Gemeinden in 2004 gegenüber der letzten Schät-
zung vom Mai 2003 leicht ansteigen. Der Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer wird bundesweit um 0,80 Mrd. Euro zurück-
gehen, die Gewerbesteuer wird netto um 2,85 Mrd. Euro steigen.
Dies liegt aber allein an der im Dezember vereinbarten Absen-
kung der Gewerbesteuerumlage. Die Gemeinden nehmen also
wie Bund und Länder weiter deutlich weniger Steuern ein, kön-
nen wegen der Umlagesenkung aber einen größeren Teil des Ku-
chens für sich behalten.

„Die Finanzsituation bleibt
weiterhin dramatisch“, sagte Dr.
Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags, an-
lässlich der neuesten Steuer-
schätzung in München. Soforti-
ge Hilfe des Gesetzgebers ist das
Gebot der Stunde. Noch immer
liegen die Steuereinnahmen der
Städte und Gemeinden in
Deutschland um über 3 Mrd. Eu-
ro unter denen des Jahres 2000. 

Weitere Kürzungen

„Und auch die Zuweisungen
brechen weiter weg“, so Brandl.
Die Gemeinden erhalten im Jahr
2004 gut 2,5 Mrd. Euro weniger
Geld von Bund und Ländern als
2000. Diese Entwicklung wird
sich wegen der zu erwartenden
Steuerausfälle des Bundes und
der Länder weiter zuspitzen. Das
führt zwangsläufig zu weiteren
Kürzungen bei kommunalen In-

vestitionen in Straßen, Schulen,
Sportanlagen und zu Einschnit-
ten bei freiwilligen Leistungen
wie Büchereien, Beratungs- und
Betreuungsleistungen oder der
Vereinsförderung. Immer neue
Kürzungen aber sind den Bür-
gern nach jahrelangem Investiti-
onsabbau nicht mehr zuzumuten.

Enorme Finanzrisiken

Brandl erinnerte in diesem Zu-
sammenhang daran, dass es auch
bei der Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe
enorme Finanzrisiken der Ge-
meinden gibt. Noch immer ist
nicht klar, ob es zu der von der
Bundesregierung zugesagten
Entlastung der Kommunen um
2,5 Mrd. Euro kommen wird.
„Hier haben wir das Wort des
Bundeskanzlers - und diesem
Versprechen müssen jetzt end-
lich Taten folgen“. ?
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Öffentlicher Verkehr erhöht seinen Anteil am „Modal Split“:

Mehr Fahrgäste 
in Bussen und Bahnen

Deutlich sinkender motorisierter Individualverkehr
Von Friedhelm Bihn, Pressesprecher des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen

In den letzten Jahren hat der öffentliche Verkehr seinen Anteil
am Verkehrsaufkommen („Modal Split“) kontinuierlich stei-
gern können. Dies zeigen die aktuellen Zahlenwerte zur Ver-
kehrsentwicklung, die in dem vom Bundesverkehrsministerium
(BMVBW) jetzt herausgegebenen Taschenbuch „Verkehr in
Zahlen 2003/2004“ veröffentlicht sind.

Von 1998 bis 2002 ist die
Zahl der jährlich beförderten
Personen im öffentlichen Ver-
kehr von 9,805 Milliarden auf
10,028 Milliarden gestiegen.
Den Hauptanteil daran hält der
öffentliche Personennahverkehr

Milliarden im Jahr 1998 auf
47,838 Milliarden im Jahr 2002
zurück. Dabei wurde nach einem
über Jahrzehnte festzustellenden
kontinuierlichen Anstieg im Jahr
1999 der höchste Wert mit
51,265 Milliarden erreicht, be-

nenkilometer im Jahr 2002
sank. 

Dabei stieg der Bestand an zu-
gelassenen Personenkraftwagen
und Kombi von 1998 bis 2003
weiter beständig von 41,674
Millionen auf 44,657 Millionen.
Die durchschnittliche Jahres-
fahrleistung dieser Fahrzeuge
aber sank von 12.700 Kilometer
im Jahr 1998 kontinuierlich auf
11.400 Kilometer im Jahr 2002.
Die Gesamtfahrleistung aller

Personen-
kraftwagen
und Kom-
bis ging so
von 528,0
Milliarden
Kilometer
1998 über
534,4 Mil-
l i a r d e n
1999 an-
schließend
auf 509,3
Milliarden
Kilometer
im Jahr
2002 zu-
rück. 

Entspre-
chend die-
ser Ent-
wick lung
stieg der

Kraftstoffverbrauch im Perso-
nenverkehr auf der Straße von
47,595 Milliarden 1998 auf
47,834 Milliarden Liter 1999 und
sank in den folgenden Jahren auf
44,635 Milliarden Liter 2002.
Der Durchschnittsverbrauch der
Personenkraftwagen und Kom-
bis insgesamt sank von 8,7 Liter
1998 auf 8,4 Liter 2002. Im glei-
chen Zeitraum stieg die durch-
schnittliche Motorleistung von
66 kW auf 72 kW. Die Kraftstoff-
preise stiegen - nicht zuletzt
durch die zum 1. April 1999 ein-
geführte so genannte Öko-Steuer
- beim bleifreien Normalbenzin
von 0,79 Euro 1998 auf 1,03 Eu-
ro 2002 und bei Diesel im selben
Zeitraum von 0,58 Euro auf 0,84
Euro.

Beim öffentlichen Verkehr
stieg die Verkehrsleistung von
1998 bis 2000 von 185,6 Milliar-
den auf 195,1 Milliarden Perso-
nenkilometer und sank an-
schließend bis 2002 wieder auf
187,1 Milliarden. Dabei war die-
ser Rückgang in den letzten bei-
den Jahren im wesentlichen vom
Fernverkehr mit Eisenbahnen,
Bussen und im Luftverkehr ver-
ursacht. Im Linienverkehr des
öffentlichen Straßenpersonen-
verkehrs stieg die Verkehrsleis-
tung von 51,3 Milliarden im Jahr
1998 auf 52,1 Milliarden im Jahr
2002. Beim Schienenpersonen-

Personenverkehr - Verkehrsaufkommen

beförderte Personen
(in Milliarden)

Motorisierter
Individualverkehr

Öffentlicher
Verkehr

davon Linienverkehr
beim öffentlichen
Straßenpersonenverkehr

Anteile
(in Prozent)

1998 1999 2000 2001 2002

1998 1999 2000 2001 2002

52
51
50
49
48
47
46
45

12
11
10
9
8
7
6
5

Friedhelm Bihn. ?

(ÖPNV), bei dem die Zahl der
Fahrgäste von 9,474 Milliarden
auf 9,722 Milliarden anstieg.
Beim Linienverkehr des öffent-
lichen Straßenpersonenverkehrs
(Bus, Straßenbahn, U-Bahn)
wuchs die Zahl der Fahrgäste
von 7,684 Milliarden auf 7,880
Milliarden. Gleichzeitig erhöh-
ten sich im Schienenperso-
nennahverkehr (einschließlich 
S-Bahn) die Fahrgastzahlen von
1,791 Milliarden auf 1,843 Mil-
liarden. 

Kontinuierlicher Anstieg

Im motorisierten Individual-
verkehr ging im gleichen Zeit-
raum die Zahl der beförderten
Personen deutlich von 50,616

vor dieser in den folgenden Jah-
ren kontinuierlich abnahm.

Steigende PKW-Zahlen

So sank beim Verkehrsauf-
kommen der Anteil des motori-
sierten Individualverkehrs am
motorisierten Verkehr von 83,8
Prozent 1998 auf 82,7 Prozent
2002, während der Anteil des öf-
fentlichen Verkehrs in diesem
Zeitraum von 16,2 Prozent auf
17,3 Prozent anstieg.

Diese Entwicklung vollzog
sich auch analog bei der Ver-
kehrsleistung, die beim moto-
risierten Individualverkehr
von 754,2 Milliarden 1998
über 761,6 Milliarden in 1999
auf 718,6 Milliarden Perso-

nahverkehr erhöhte sich die Ver-
kehrsleistung von 38,1 Milliar-
den 1998 auf 40,5 Milliarden im
Jahr 2001 und ging dann 2002
auf 38,2 Milliarden zurück.

So stiegen bei der Verkehrs-
leistung die Anteile des öffentli-
chen Verkehrs von 19,7 Prozent
im Jahr 1998 auf 21,2 Prozent
im Jahr 2001 und gingen 2002
auf 20,7 Prozent zurück. Ent-
sprechend sank der Anteil des
motorisierten Individualverkehrs
von 80,3 Prozent 1998 auf 78,8
Prozent 2001 und stiegen 2002
wieder auf 79,3 Prozent.

Quelle: Verkehr in Zahlen
2003/2004, Hrsg. Bundesmini-
ster für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen, Verantwortlich für
den Inhalt: Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW),
Berlin, Redaktionsschluss: No-
vember 2003, 32. Jahrgang,
Hamburg 2003. ?

VDV-Jahrestagung 2004 vom 25.-26. Mai in Hamburg:

Sparen oder Investieren? 
Verkehrspolitik am Scheideweg 

Bundespräsident Johannes Rau wird mit einem Gastvortrag
bei der Jahrestagung des Verbandes Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV) erwartet. Gastgeber der Spitzenveran-
staltung vom 25.-26. Mai ist die Hamburger Hochbahn Akti-
engesellschaft (HHA). Sie steht im Zeichen der Finanzierung
des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsinfrastruktur. 

In der Fachtagung Personenverkehr referieren hochkarätige
Fachleute über  „Szenarien 2030 für den Personenverkehr in
Stadtregionen“, die Frage „Was erwartet der Kunde vom ÖP-
NV? - Qualität und Kundenorientierung im Nahverkehr“, so-
wie über „Lebensqualität, Prosperität und Innovation - nach-
haltige Wirkungen eines leistungsfähigen öffentlichen Nahver-
kehrs auf Städte und Regionen“. 

In der parallel stattfindenden Fachtagung Güterverkehr geht
es um „Zukunftstrends im Güterverkehr in Deutschland und
Europa - Was hat die Schiene zu erwarten?“, um „Kooperative
Güterverkehrskonzepte - Vorgaben für die Entwicklung des
Schienengüterverkehrs aus der Sicht der Logistik“ und „Vor-
aussetzungen für eine positive Entwicklung des Schienengü-
terverkehrs aus Sicht der Unternehmen“. 

In der gemeinsamen Abschlussveranstaltung am 26. Mai dis-
kutiert man die Frage „Verkehrsfinanzierung am Scheideweg?“

CarSharing ergänzt
das Mobilitätsangebot

VDV hat mit Erfahrung aus rund 50 Kooperationen
Empfehlungen veröffentlicht 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) ermutigt
seine Mitgliedsunternehmen und -verbünde, ihre Angebotspa-
lette im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) um die
Dienstleistung CarSharing zu erweitern. Rund 50 ÖPNV-Unter-
nehmen kooperieren bereits mit CarSharing-Organisationen.
Aus der Summe dieser Erfahrungen hat jetzt der Verband Emp-
fehlungen erarbeitet und veröffentlicht.* 

Die örtlichen Organisationen
des CarSharing (Auto-Teilen/
gemeinschaftliches Nutzen von
Autos) bieten ein dezentrales,
möglichst nah an den Wohn-
standorten gelegenes Netz von
Auto-Ausleihstationen. Die Car-
Sharing-Teilnehmer schließen
mit der Organisation einmalig ei-
nen Rahmenvertrag und können
dann ohne weitere Formalitäten
rund um die Uhr einen verfügba-
ren Wagen ihrer Wahl buchen
und benutzen. Ein CarSharing-
Auto kann so fünf bis acht priva-
te Pkw ersetzen. Gerade in dicht
bebauten Vierteln der Städte
wird so die Parkplatznot spürbar
erleichtert. 

Zufriedene Kunden

Untersuchungen belegen, dass
ÖPNV-Fahrgäste mit CarSha-
ring noch mehr Bus und Bahn
fahren, mit diesen zufriedener
sind als Durchschnittskunden
und in der Kooperation ÖPNV/
CarSharing eine attraktive Lö-
sung für die Rest-Verkehrsbe-
dürfnisse sehen, für die Busse
und Bahnen kein optimales An-
gebot schaffen können. Damit
gelingt es dem ÖPNV, Fahrgäste
länger an sich zu binden und die
Zahl der Jahresabo-Kunden zu
erhöhen. Zugleich gewinnt das
Verkehrsunternehmen, das ge-
meinsam mit einer CarSharing-
Organisation an die Öffentlich-
keit tritt, bei Politik und Publi-
kum an positivem Image. 

Etwa die Hälfte der bestehen-

den, rund 50 Kooperationen, bie-
ten ihren Kunden ein kombinier-
tes Produkt an, das heute in der
Regel noch aus zwei Teilangebo-
ten, einem ÖPNV-Abo und ei-
nem Vertrag mit der CarSharing-
Organisation besteht. An der
technischen Kombination von
„Electronic Ticketing“ und kon-
taktloser Datenübertragung auf
CarSharing-Fahrzeuge wird der-
zeit gearbeitet. 

Kombinierte Produkte

Bei der Deutschen Bahn AG
und den kommunalen Verkehrs-
unternehmen in Hagen, Hanau
und Wuppertal geht das Engage-
ment so weit, dass CarSharing
im Verkehrsunternehmen selbst
„gemacht“ wird. In Chemnitz
und Dresden sind die Unterneh-
men zusammen mit einer Car-
Sharing-Organisation Gesell-
schafter eines gemeinsamen
Tochterunternehmens. 

Der VDV sieht CarSharing als
sinnvolle Ergänzung zu Bussen
und Bahnen und Baustein in ei-
nem umfassenden und multimo-
dalen Mobilitätsangebot für Men-
schen, die mit ihrer Mobilität be-
wusst umzugehen bereit sind. 

* Verband Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (Hrsg.),
Mobilitätsbaustein CarSha-
ring - Empfehlungen zur Ko-
operation mit dem ÖPNV,
VDV-Mitteilungen Nr. 10009,
Köln, April 2004, 68 Seiten
DIN A 4, zum Preis von 22,50 €
zu beziehen über beka Ein-
kaufs- und Wirtschaftsgesell-
schaft für Verkehrsunterneh-
men GmbH, Kamekestr. 20 -
22, 50672 Köln, Tel. 0221/
951449-0, Fax 951449-20, E-
Mail: info@beka.de. ?

Landesverband des Bayerischen Einzelhandels e.V. (LBE):

Neue Fußgängerzonen-Broschüre
„Kommunen sollten genau prüfen, welche Auswirkungen die
Einführung einer Fußgängerzone sowohl auf den örtlichen
Einzelhandel als auch auf die verkehrliche Situation haben
kann“, sagte der Präsident des Landesverbandes des Bayeri-
schen Einzelhandels e.V. (LBE), Erich Vorwohlt, anlässlich
der neuen Fußgängerzonen-Broschüre „Wirtschaftsstandort
Innenstadt“. Erstmals werden darin die Erfolgsfaktoren und
Voraussetzungen für Fußgängerzonen in Klein- und Mittel-
städten Bayerns präsentiert.

Grundlage für die empirische
Untersuchung, die vom LBE
und vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium in Auftrag
gegeben wurde, war eine Befra-
gung von Einzelhandelsunter-
nehmern und Stadtverwaltun-
gen in den bayerischen Klein-
und Mittelstädten zum Thema
„Fußgängerzonen und ihre Aus-
wirkungen auf die Stadt- und
Handelsentwicklung“. Vorwohlt:
„Trotz der anerkannten Verbes-
serung der Aufenthaltsqualität
für Besucher und Kunden
kommt es in den letzten Jahren
immer wieder zu Diskussionen
und Konflikten. In manchen
Kommunen klagt der Einzelhan-
del nach Einführung einer
Fußgängerzone über den Weg-
fall von Parkplätzen, über weni-
ger Kunden und sinkende Um-
sätze. Wie so oft im Leben gilt
jedoch auch hier die Devise: Gut
gemeint bedeutet nicht immer
auch gut gemacht.“

In Bayern gibt es 199 Klein-
und Mittelstädte mit 10.000 bis

50.000 Einwohnern, von denen
70 eine Fußgängerzone haben.
Damit verfügt jede dritte Klein-
und Mittelstadt über eine
Fußgängerzone. Vorwohlt: „Fuß-
gängerzonen sollten idealerwei-
se in der zentralsten Geschäftsla-
ge errichtet werden. Dabei muss
allerdings unbedingt eine Über-
dimensionierung vermieden
werden. Weniger ist oftmals
mehr!“

Erreichbarkeit sichern

Wie aus der Studie weiterhin
hervorgeht, ist neben einem
dichten Handelsbesatz insbeson-
dere die Erreichbarkeit mit dem
PKW als auch mit öffentlichen
Verkehrsmitteln eine der wich-
tigsten Grundvoraussetzungen
für eine belebte Fußgängerzone.
Vorwohlt: „Gerade Innenstadtla-
gen und Fußgängerzonen kon-
kurrieren mit den Einzelhandels-
Großprojekten auf der grünen
Wiese. Dort gibt es ausreichend
kostenlose Parkplätze. Deshalb

muss der Besuch der Fußgänger-
zonen durch kostenlose oder
niedrige Parkgebühren (kosten-
loses Kurzzeitparken) für die
Kunden attraktiv bleiben.“ 

Einzugsgebiet

Laut der Studie haben Städte
mit gut funktionierenden Fuß-
gängerzonen in der Regel mehr
als 15 - 20.000 Einwohner und
ein Einzugsgebiet, welches auf-
grund der attraktiven Einzel-
handelsvielfalt weit über die
Stadtgrenzen hinausreicht. Als
Mindestvoraussetzung gelten
dabei 5.000 Quadratmeter Ver-
kaufsfläche. Weitere Erfolgs-
faktoren für eine attraktive
Fußgängerzone sind unter ande-
rem ausreichende Gastronomie-
angebote und regelmäßige Ak-
tionen und Events. All dies er-
höht die Verweildauer und trägt
damit wesentlich zur Belebung
der Innenstadt bei. Touristische
Anziehungspunkte und ein
überwiegend historisches Stadt-
bild sind weitere optimale
Grundlagen für eine funktionie-
rende Fußgängerzone.

Die vorliegende Broschüre,
bestehend aus einem Handlungs-
leitfaden, einer Checkliste sowie
Best-Practise-Beispielen, soll al-
len beteiligten Akteuren prakti-
sche Hinweise und Hilfestellun-

gen für die eigene Situation vor
Ort geben. Vorwohlt: „Der Er-
folg einer Fußgängerzone setzt
ein gemeinsames Handeln von
Politik, Verwaltung und Einzel-
handel voraus. Nur wenn Kon-
fliktpotentiale bereits im Vorfeld
minimiert werden, können
Fußgängerzonen zur Lebendig-
keit und zur Erhöhung der At-
traktivität unserer Innenstädte
beitragen.“

Die Broschüre ist kostenlos
und kann gegen eine Pauschale
von 5 Euro über die CIMA
Stadtmarketing GmbH, Brien-
ner Str. 45, 80333 München,
Fax. 089-5420607, Tel. 089/
55118154, E-Mail: auerswald@
cima.de bezogen werden. ?

Erlangen als fahrradfreundliche
Stadt ausgezeichnet

Erlangen ist eine der fahrradfreundlichsten Städte in Deutsch -
land. Die mittelfränkische Kommune belegt in einer Studie des
Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Clubs (ADFC) und des Bundes
für Umwelt- und Naturschutz (BUND) den ersten Platz bei den
Städten zwischen 100.000 und 200.000 Einwohnern.

Das Ergebnis basiert auf einer
Umfrage des ADFC, bei der
8.300 Fragebögen ausgewertet
worden waren. Für den so ge-
nannten Fahrradklimatest wur-
den Themen wie Sicherheit,
Komfort, Bekämpfung von Rad-
wegparkern und Zustand der
Radwege abgefragt. 

Die Stadt sei ein Radfahr-Vor-
bild für andere Kommunen,
nicht nur im Freistaat, sagte der

Geschäftsführer des ADFC-Bay-
ern, Hubert Ströhle. Den Sieger-
preis durften bei der Preisverlei-
hung in Potsdam Oberbürger-
meister Siegfried Balleis und Er-
langens Umweltreferentin Mar-
lene Wüstner aus den Händen
von Thomas Holzmann, dem Vi-
zepräsidenten des Umweltbun-
desamtes, entgegen nehmen.

Die Freude über die Auszeich-
nung war auf Erlanger Seite sehr

groß. „Offensichtlich haben wir
durch Verbesserungen in jüng-
ster Zeit wie zum Beispiel der
Errichtung der großen Fahrrad-
abstellanlage am Bahnhof wie-
der den Anschluss an die Spitze
unter den deutschen Fahrrad-
städten geschafft“, sagte Balleis. 

Unter den 34 Städten über
200.000 Einwohner belegte
Augsburg als bester Vertreter des
Freistaats Platz 14, knapp vor
München auf Rang 17 und
Nürnberg als 18. Hier gewann
Münster. ?
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Ostbayerische Initiative:

Die Neufahrner Kurve 
allein reicht nicht!

Ostbayern setzt weiter auf eine Fernverkehrs-Anbindung für den Airport

„Der Airport Franz Josef Strauß spielt in der Europaliga. Seine
Verkehrs-Anbindung für Ostbayern ist aber noch nicht einmal
reif für die Bayernliga.“ Mit diesem Vergleich aus der Welt des
Fußballs charakterisieren die Repräsentanten der ostbayeri-
schen Initiative für einen besseren Schienenanschluss des Flug-
hafens die unbefriedigende Situation. Die Stadtoberhäupter aus
Landshut und Regensburg, Josef Deimer und Hans Schaidinger,
sowie Oberbürgermeisterin Dr. Birgit Seelbinder aus Marktred -
witz unterstützen daher die Bemühungen von Verkehrsminister
Dr. Otto Wiesheu, der ein „Paket bis 2010“ für die Verbesserung
der Schienenanbindung des Flughafens geschnürt hat und mit
schnellen Lösungen beginnen will.

Wie der zuständige Minister
kürzlich ausführte, sei der am
schnellsten zu verwirklichende
Teil dieses Pakets der Erdinger
Ringschluss und mit ihm eine S-
Bahn-Verlängerung nach Frei-
sing über die so genannte Neu-
fahrner Kurve.

Projekt zügig verwirklichen

Nachdem es sich hier um eine
Maßnahme des Nahverkehrs
handle und nur geringe Hürden
des Naturschutzes vorhanden
seien, könne das Projekt in den
nächsten Jahren zügig verwirk-
licht werden. Damit hätten auch
die Passagiere und Beschäftigten
des Flughafens aus Richtung
Landshut die Möglichkeit, in
Freising vom Regionalzug in die
S-Bahn zu wechseln und umge-
kehrt. „Sollte dies noch am sel-
ben Bahnsteig mit abgestimm-
tem Fahrplan geschehen, könne
man von einer ersten Verbesse-
rung gegenüber dem Shuttlebus
sprechen“, stellte hierzu OB
Schaidinger fest.

Darüber hinaus gebe es die
Möglichkeit, über die Neufahr-
ner Kurve Regionalzüge aus
Richtung Ostbayern zum Flug-
hafen rollen zu lassen. Diese
könnten dann allerdings nur
Mühldorf zum Ziel haben oder
den Münchner Ostbahnhof auf
großem Umweg über Erding
und Markt Schwaben erreichen.
Ob diese Verbindungen über den
Flughafen hinaus genügend In-
teresse bei den Bahnkunden fin-
den, sei eher zweifelhaft - man
werde sehen. Für den Regens-

burger Oberbürgermeister ist
entscheidend, ob man mit diesen
Zügen in Landshut umsteigen
müsse oder beispielsweise von
der Oberpfalz aus durchfahren
könne. Auch müsse sich eine
derartige „Über-Eck-Verbin-
dung“ in der Praxis erst be-
währen. „Wir werden uns genau
anschauen, welcher Anteil an
Fluggästen damit von der Straße
auf die Schiene verlagert wird“,
kündigte Hans Schaidinger an.

EU-Osterweiterung

„Aus diesem Grund treten wir
weiter dafür ein, als Ziel eine
tatsächlich für den Fernverkehr
taugliche Schienenanbindung
zum Flughafen zu verfolgen“,
fügte das Marktredwitzer Stadt-
oberhaupt Dr. Birgit Seelbinder
hinzu. Nur wenn man von der
Relation Hof - Marktredwitz -
Weiden - Regensburg - Landshut
- München von Osten her ein
Gleis zum Flughafen lege, habe
man die Chance, auf kurzem
Weg nach München weiterzu-
fahren und damit auf Dauer lang
laufende Fernverbindungen mit
guter Auslastung zu planen.

Dass dies vor dem Hinter-
grund der EU-Osterweiterung
insbesondere für die Wirtschaft
im ostbayerischen Raum wichtig
sei, betonen auch die ostbayeri-
schen Industrie- und Handels-
kammern sowie Handwerks-
kammern. 

Auch diese haben die Neu-
fahrner Kurve als kurzfristige
Lösung bejaht, gleichzeitig ganz
entschieden an der Forderung

nach einem weiteren, von Osten
in den Flughafen eingeführten
Fernbahnanschluss festgehalten.
Im Übrigen stelle der Erdinger
Ringschluss dazu keine Konkur-
renz dar. Vielmehr ergänzten sich
beide Infrastruktur-Maßnahmen
in geradezu idealer Weise. 

Inhalt des Gesamtpakets

Die Repräsentanten von mehr
als 50 Städten, Landkreisen,

Kammern und Gewerkschaften
aus dem ostbayerischen Raum
setzen sich mit Nachdruck wei-
ter dafür ein, dass das Gesamtpa-
ket des bayerischen Verkehrsmi-
nisteriums neben der Neufahrner
Kurve auch eine fernverkehrs-
orientierte Schienenverbindung
von der Strecke Landshut - Mün-
chen zum Flughafen enthält. 

Keine Halbheiten!

„Um beim Beispiel des Fuß-
balls zu bleiben, kann das Spiel
erst dann abgepfiffen werden,
wenn ein eindeutiges Ergebnis
erreicht ist. Für uns ist das die di-
rekte Fernbahnanbindung Ost-
bayerns an den Münchner Flug-
hafen“, kündigten die Vertreter
der Initiative an und fügen hinzu:
„Mit Halbheiten werden wir uns
nicht zufrieden geben.“ DK

Versicherungskammer Bayern:

Einweihung des neuen
Verwaltungszentrums 

„Mit der Einweihung des neuen Verwaltungszentrums setzt die
Versicherungskammer Bayern einen weiteren Meilenstein in ih-
rer Erfolgsgeschichte“, so Innenminister Dr. Günther Beckstein in
Vertretung des Ministerpräsidenten anlässlich der Einweihungs-
feier des Gebäudekomplexes in München. 

„Die eigentliche Geburtsstun-
de der heutigen Versicherungs-
kammer Bayern ist im Jahr 1995,
dem Jahr der Strukturreform“, er-
innerte Beckstein. Damals schuf
der Bayerische Landtag die ge-
setzlichen Vorraussetzungen für
die Umstrukturierung der Bayeri-
schen Versicherungskammer. 

Die  Staatsregierung hat mit der
Strukturreform der Bayerischen
Versicherungskammer vor allem
drei Ziele verfolgt: Privatisierung,
Modernisierung und Sicherung
des Wirtschaftsstandorts Bayern
und München. „Zehn Jahre nach
der Neuordnung der Versiche-
rungsanstalten können wir eine
durchwegs positive Bilanz zie-
hen. Wir haben die gesetzten Zie-
le alle erreicht, ja sogar übertrof-
fen“, freute sich Beckstein.

Die Anfänge der Versiche-
rungskammer Bayern reichen bis
ins Jahr 1875 zurück. Damals er-
ließ König Ludwig II. von Bay-
ern das Gesetz zur Errichtung 
der Königlichen Brandversiche-
rungs-Kammer, mit dem die
Bayerische Versicherungskam-

mer, die Rechtsvorgängerin der
Versicherungskammer Bayern,
gegründet wurde. 120 Jahre lang
war die Bayerische Versiche-
rungskammer eine dem Staatsmi-
nisterium des Innern unmittel-
bar nachgeordnete Staatsbehörde.
Als gemeinsames Geschäfts-
führungsorgan verwaltete sie die
öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsanstalten des Freistaats Bay-
ern und zehn öffentlich-rechtliche
Versorgungsanstalten.

Konzentration der Standorte

Heute verwaltet die Bayeri-
sche Versorgungskammer die
Versorgungsanstalten. Die Versi-
cherungsanstalten werden seit
1995 als Unternehmen unter dem
Dach der Versicherungskammer
Bayern geführt. Durch den Bau
des neuen Verwaltungszentrums
konzentriert die Versicherungs-
kammer Bayern die bisherigen 26
Teilstandorte in München und
Umgebung auf zwei Standorte,
den traditionellen Standort im Le-
hel und den neuen in Giesing.   ?

Landkreis Neu-Ulm:

Wirtschafts- und Strukturbeirat
für Flughafen Memmingerberg

Der Wirtschafts- und Strukturbeirat im Landkreis Neu-Ulm
setzt sich für einen Flughafen Memmingerberg ein. „Die Pla-
nungen für einen zivilen Flugplatz Lagerlechfeld werden abge-
lehnt, da dieser eine wirtschaftlich tragfähige Nutzung von
Memmingerberg unmöglich machen würde,“ teilte Landrat
Erich Josef Geßner in einem Schreiben an Minister Dr. Otto
Wiesheu mit. 

Gleichzeitig bat Geßner den
Minister darum, die Interessen
der Menschen und der Unter-
nehmen im Landkreis Neu-Ulm
in den derzeit laufenden Mach-
barkeitsstudien und Planungen
für einen künftigen Flughafen
in Schwaben zu berücksichti-
gen.

Gegen Lagerlechfeld

Gegen eine Nutzung von La-
gerlechfeld spricht nach Auf-
fassung des Wirtschafts- und
Strukturbeirates vor allem, dass
für Memmingerberg bereits ein
durch private Investoren finan-

ziertes und Erfolg versprechen-
des Nutzungskonzept vorliegt
und die Verkehrsanbindung der
Regionen Donau-Iller und All-
gäu an Lagerlechfeld deutlich
schlechter wäre. Weiterhin wür-
de die Schaffung dringend
benötigter neuer Arbeitsplätze
in den beiden Regionen verhin-
dert. Außerdem, so befürchtet
der Wirtschafts- und Struktur-
beirat, würden bei einer zivilen
Mitnutzung des Militärflugha-
fens Lagerlechfeld unsichere
Flugtermine, längere Wartezei-
ten und dadurch hohe Material-
und Personalkosten für die
Wirtschaft entstehen.             DK

AVV-Vorsitzender Landrat Dr. Karl Vogele (r.) und der Bezirks-
vorsitzende des Landesverbandes Bayerischer Omnibusunter-
nehmer, Josef Brandner, einigten sich für die Übergangszeit von
zwei Jahren auf eine neue Kooperationsvereinbarung.                    ?

Augsburger Verkehrsverbund: 

Fahrgäste sind die Gewinner
Nach langwierigen Verhandlungen wurden zwischen dem Augs-
burger Verkehrsverbund (AVV) unter dem Vorsitz von Landrat
Dr. Karl Vogele und den Regionalbusunternehmen unter
Führung von Josef Brandner jun. zum 30. April 2004 neue Ver-
einbarungen für 2004 und 2005 getroffen. Die Vereinbarung sieht
für diese Übergangszeit von zwei Jahren vor, die Zuschüsse an die
Busunternehmen für den regionalen Linienverkehr um 10 Pro-
zent zu senken, das entspricht in der Summe knapp 1,5 Millionen
Euro. Mit den Zuschüssen wird das nicht durch Fahrgeldeinnah-
men und staatliche Zuschüsse gedeckte Defizit ausgeglichen.

Die Fahrgäste sind die Gewin-
ner der neuen Vereinbarung. Die
Busunternehmer haben sich ver-
pflichtet, weder an der Fahrplan-
leistung noch am gewohnten
Komfort Streichungen vorzuneh-
men. Entgegen erster Befürchtun-
gen, das Fahrplanangebot vor al-
lem im ländlichen Raum könnte
ausgedünnt werden, bleiben die
Fahrpläne weitestgehend erhal-
ten. Eine andere Maßnahme be-
trifft die Fahrgäste unmittelbar:
Seit 1. Mai müssen die Fahrgäste
im Regionalbusverkehr wieder
mit ihren Fahrausweisen vorne
beim Fahrer einsteigen. Im Inter-
esse der zahlenden Kunden soll
so die Zahl der Schwarzfahrer re-
duziert werden. Wie in Berlin,
Braunschweig oder Dortmund er-
warten sich die Verkehrsunter-
nehmen dadurch einen Anstieg
der Fahrgelderlöse. 

Die AVV-Gesellschafter, Stadt
und Landkreis Augsburg sowie
die Landkreise Aichach-Fried-
berg und Dillingen, setzen große
Hoffnungen auf das verstärkte
unternehmerische Engagement
der Busunternehmen. Im Gegen-
zug wird den Unternehmen mehr
Einfluss auf die Tarifgestaltung
und die Streckenführung zuge-
standen. So werden zukünftig
Änderungen des Gemein-
schaftstarifs von den Busunter-
nehmen vorgeschlagen und im
Einvernehmen mit den AVV-Ge-
sellschaftern beschlossen. Bei
Streckenführung, Planung der
Haltestellen und Fahrplangestal-
tung können die Unternehmen
unter Einbeziehung des AVV ei-

genverantwortlich entscheiden.
Hingegen sind wesentliche Ände-
rungen wie zum Beispiel die Ein-
stellung einzelner Linien oder Li-
nienabschnitte nur einvernehm-
lich mit dem AVV möglich. 

Bis Ende 2005 soll aus dem
Augsburger Verkehrsverbund ei-
ne neue Verbundorganisation ent-
stehen, die der Sicherung und
dem Ausbau des bestehenden
Verkehrsangebotes dient. „Mit
der Vertragsunterzeichnung“, so
Vogele“, haben wir den Grund-
stein für eine neue gemeinsame
Zukunft des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs im Verbundraum
des AVV gelegt.“ 

Geänderte rechtliche Rahmen-
bedingungen im Zuge der Bahn-
reform, eine Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofes so-
wie Sparzwänge der öffentlichen
Hände machten es erforderlich,
die seit 1985 bestehende Organi-
sationsform zu überdenken und
neu auszurichten, so der AVV-
Vorsitzende weiter. Brandner be-
tonte, dass sich die Busunterneh-
men gemeinsam ein hohes Ziel
gesteckt haben. Um das zu errei-
chen brauche es die Bündelung
aller Kräfte und Kreativität aller
Beteiligten. „Wir, die Verkehrs-
unternehmer, haben in der Über-
gangsphase die Chance, unsere
Leistungsfähigkeit und Kompe-
tenz unter Beweis zu stellen.
Neue Fahrplanentwürfe und be-
triebliche Verbesserungsmaßnah-
men werden eine günstigere
Durchführung der Leistung er-
möglichen“, blickte Brandner zu-
versichtlich in die Zukunft.        ?
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6. Münchner Tage der Bodenordnung und Landentwicklung:

Kompass Nachhaltigkeit
Die 6. Münchner Tage der Bodenordnung und Landentwick-
lung standen ganz im Zeichen der Nachhaltigkeit - ein zentra-
les Anliegen des 30-jährigen Lehrstuhls für Bodenordnung und
Landentwicklung sowie des 60-jährigen Lehrstuhlinhabers
Univ.-Prof. Dr.-Ing. Holger Magel und seiner 10-jährigen Prä-
sidentschaft der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum.

In seinem Grußwort verwies
der Vizepräsident der Bayeri-
schen Akademie Ländlicher
Raum, Dr. Jürgen Busse, auf
das Verdienst Holger Magels,
die Dorferneuerung allgemein
mit den Maßnahmen zur Ver-
schönerung der ländlichen Orte
und zur Verbesserung der Infra-
struktur mit „nachhaltigen“
Zielsetzungen und einer Leit-
bilddiskussion in den Dörfern
zu verbinden.

Suche nach den Wurzeln

Magel habe den damaligen
Flurbereinigungsdirektionen
und den Bürgermeistern vor Ort
die Einsicht vermittelt, dass
Dorferneuerung nicht nur be-
deutet, Fördermittel für die Er-
neuerung von Marktplätzen und
Ortsstraßen zu erhalten, sondern
stets zusammen mit der Dorfge-
meinschaft die Frage zu stellen
sei: „Was sind unsere Wurzeln
und wohin wollen wir uns ent-
wickeln?“ Dabei habe er sehr
früh erkannt, dass die Gemeinde
der Chef bei der künftigen Orts-
gestaltung sein muss. Diese Po-

sition der Gemeinde sei auch
dadurch gefestigt worden, dass
es Magel gelang, bei den Flur-
bereinigungsverfahren die Ge-
meinde kraft Gesetzes als Mit-
glied in der Teilnehmergemein-
schaft zu verankern.

Positive Bilanz

Landwirtschaftsminister Jo-
sef Miller bezeichnete die Bi-
lanz des 30-jährigen Bestehens
des Lehrstuhls für Bodenord-
nung und Landentwicklung der
TU München als äußerst positiv
- „sowohl was die akademische
Arbeit anbelangt, insbesondere
die Ausbildung der Studentin-
nen und Studenten für die Auf-
gaben der Ländlichen Entwick-
lung, als auch hinsichtlich der
Zusammenarbeit mit der Ver-
waltung für Ländliche Entwick-
lung“. 

Derzeit seien Überlegungen
zur Weiterführung des For-
schungsvorhabens „Zukunftso-
rientiertes Landmanagement“
im Gange, betonte Miller. Dabei
werde das Ziel einer „aktivie-
renden Verwaltung“, d.h. einer

Verwaltung, die im ländlichen
Raum Herausforderungen er-
kennt, Entwicklungsprozesse
anstößt und diese steuernd be-
gleitet, verfolgt. Dazu gehörten
sowohl klar definierte Ziele,
Aufgaben und Kompetenzen als
auch eine fundierte wissen-
schaftliche Grundlage. Nichts
sei praktischer als eine gute
Theorie.

Beispiel Berching

Aus der Sicht der Stadtge-
meinde Berching formulierte
1. Bürgermeister Rudolf Ein-
eder „Herausforderungen an die
Inter-Disziplin Bodenordnung
und Landentwicklung im 21.
Jahrhundert“. Ende der 80er
und Anfang der 90er Jahre wur-
de in Berching der Main-Do-
nau-Kanal gebaut. Dieser für
die Stadt und manche Ortsteile
enorme Eingriff konnte Eineder
zufolge „nur mit einer Unter-
nehmensflurbereinigung auf der
einen Seite sowie Untersuchun-
gen im Rahmen eines Inselgut-
achtens, einer Leitbildarbeit und
des Einstieges in die Dorfer-
neuerung zukunftsweisend be-
wältigt werden“. 

In den vergangenen 15 Jahren
sei eine moderne Gemeinde-In-
frastruktur geschaffen worden,
die dem Menschen das „Hier-

bleiben wollen“ und das „Hier-
bleiben können“ ermögliche.
Im Rahmen von Dorferneue-
rungsmaßnahmen, des Leader 2
geförderten Projektes „Dorf in
der Region“, einer von der Di-
rektion für Ländliche Entwick-
lung Regensburg initiierten
„Gemeinwesenentwicklung“
seien u.a. mehr Jugendhäuser
und Kinderspielplätze erweitert,
Gemeinschaftshäuser geschaf-
fen und Dorfplätze gestaltet
worden. Durch Ausweisung
zweier Gewerbegebiete konnte
die Stadt ihren Bauhof aussie-
deln und das bisher benutzte
Gebäude, den ehemaligen Ge-
treidespeicher zu einem „Kul-
turhaus Schranne“ umbauen, in
dem heute Vorträge, Ausstellun-
gen, Vereinstreffen, Konzerte
usw. stattfinden. 

Im Rahmen der Kanalbau-
maßnahme seien stadtnahe
Parkplätze geschaffen worden,
bemerkte Eineder. Zudem
konnte die Stadt wieder Bau-
land ausweisen, „wobei dies nur
dann der Fall ist, wenn die Stadt
in den Besitz von 50 Prozent
der Fläche kommt“. Dies sei per
Satzung geregelt.  

Der Bürger im Mittelpunkt

„Um das 21. Jahrhundert ge-
stalten zu können, müssen wir
den Menschen, den Bürger in
den Mittelpunkt stellen“, erklär-
te der Rathauschef. Die Bürger
wollten und müssten stärker in
die Kommunalentwicklung ein-
gebunden und auch kompetent
(gemacht) werden. Die Eigen-
verantwortung sei zu stärken.
Eineder: „Wenn ich heute unse-
re Stadt betrachte, die sich aus
20 ehemaligen Gemeinden zu-
sammensetzt, habe ich manch-
mal den Eindruck, dass wir die
Wunden der Gebietsreform in

den 70er Jahren immer noch
nicht ganz überwunden haben.
Stadt und Land verstehen sich
bis dato nicht als eine wirkliche
Einheit.“ 

Es gelte, sich verstärkt dem
Erhalt der Landschaft zu wid-
men und dieses Bewusstsein an
die Bürger heranzutragen, In-
strumente zu finden, wie das
Land zu ordnen ist und den Ort,
die Gemeinde, die Region ein-
zuordnen in ein großes Ganzes,
um mit nachhaltigem Handeln
den Anforderungen eines
großen Europa langfristig ge-
recht zu werden. 

Klares Bekenntnis
zu Direktionen

Dazu würden auch künftig
Dienstleistungen wie „Erken-
nen-, Beraten-, Zuhörenkönnen,
Initiieren, Steuern, Moderieren,
Koordinieren, Vernetzen sowie
planerische, rechtliche, gewisse
infrastrukturelle und bodenord-
nerische Hilfen in einem Guss
zur konfliktfreien Umsetzung
gemeindlicher und privater Vor-
haben“ benötigt. In diesem Zu-
sammenhang legte Eineder ein
klares Bekenntnis zu den Direk-
tionen für Ländliche Entwick-
lung ab: „Wir brauchen sie, erst
recht in Zeiten knapper Mittel,
mehr denn je!“ 

Zuvor hatte der Präsident des
Bayerischen Landtags, MdL
Alois Glück, einen weiten Bo-
gen von der Bedeutung der Dorf-
erneuerung bis zu den Folgen
der Globalisierung und der
demografischen Entwicklung
gespannt. Nachhaltigkeit, so
Glück, sei ein „zentraler Kom-
pass“ für ethische Herausforde-
rungen.

Allein auf ökonomische Rah-
menbedingungen zu achten, sei
falsch, warnte Glück. Deutsch-

land sei eine Art Sanierungsfall
geworden. Die Quelle der Fehl-
entwicklung seien mangelnde
Wertvorstellungen - Stichwort
Spaßgesellschaft. Die Idee der
Nachhaltigkeit zwinge hinge-
gen dazu, „langfristig zu denken
und Verantwortung zu überneh-
men“. 

Modellhaft könne das Bei-
spiel der Dorferneuerung ver-
deutlichen, wie nach dem Sub-
sidiaritätsprinzip im „Drei-
klang“ nachhaltige Reformim-
pulse ausgehen, wenn Bürger
entscheiden, Experten beraten
und Impulse geben und der
Staat den Rahmen setzt.  Mit
Blick auf die Debatte um die
Verwaltungsreform mahnte
Glück, den grundsätzlichen
Wert der Dorferneuerung für ei-
ne Bürgerbeteiligung sowie „ei-
ne echte Partnerschaft und Ver-
antwortungsgemeinschaft“
nicht aus den Augen zu verlie-
ren. 

Natur ist dynamisch

Der Begriff der Nachhaltig-
keit dürfe nicht nur konservie-
rend verstanden werden, sagte
der Landtagspräsident. Man
dürfe nicht nur beim Schützen
und Bewahren, beim Respekt
vor Natur und Kreatur stehen
bleiben. Natur sei etwas Dyna-
misches, was auch in der Verän-
derung wahrgenommen werden
müsse. 

In der Generationengerech-
tigkeit sowie der demographi-
schen Entwicklung sieht Glück
einen weiteren Aspekt von
Nachhaltigkeit. Aufgrund der
steigenden Zahl der kinderlosen
Singles und Paare „müssen
neue soziale Netzwerke ent-
wickelt werden, um das familiä-
re und verwandtschaftliche
Netz zu ersetzen.“                   DK

Fachtagung des LfU Augsburg:

Gebäuderückbau -
kontaminierte Bausubstanz

Alte Gebäude, die nicht mehr genutzt werden können, sind dem
Bauherrn oder Planer bei Maßnahmen des Flächenrecyclings
häufig ein Dorn im Auge. Platz muss her, die alten „Hütten“ sollen
möglichst schnell den Weg frei machen für die neue, moderne Be-
bauung. Und der Dschungel an gesetzlichen Vorgaben sowie die
Meldungen über immer neue Umweltschadstoffe machen dem In-
vestor das Leben auch nicht leichter.

Aber gerade bei industriell ge-
nutzten Gebäuden oder Bauwer-
ken mit einer langen Geschichte
ist heute bekannt, dass potenzielle
Gefahrstoffe in allen nur erdenk-
lichen Kombinationen und oft gut
versteckt vorkommen. Die not-
wendige Beurteilung dieser Ge-
bäude vor dem Rückbau erfordert
ein hohes Maß an Fachkompe-
tenz, sowohl bei den Planern bzw.
Gutachtern wie bei den aus-
führenden Firmen und den über-
wachenden Behörden. Sonst
kommt es unvermeidlich zur Ver-
mischung der Schadstoffe mit ei-
gentlich sauberem Material. Eine
der häufigsten Folgen sind Bau-
verzug und teils immense Ko-
stensteigerungen. Ganz abgese-
hen von der rechtlichen Verant-
wortung der Beteiligten und der
Gefährdung der Arbeiter.

Blick über den Tellerrand

Im Rahmen der Fachtagung
„Gebäuderückbau - kontaminier-
te Bausubstanz“ des Bayerischen
Landesamtes für Umweltschutz
in Augsburg vertieften die Refe-
renten u.a. konkrete, praxisnahe
Fragestellungen der Schadstoffer-
kundung, Vergabe, Ausführung
und Dokumentation des Rück-
baus sowie der Bauabfallentsor-
gung. Ein Blick über den eigenen
Tellerrand in die Schweiz wurde
ebenso gewagt wie Wege der
Qualifizierung der Unternehmen
aufgezeigt. Beispiele aus der Pra-
xis rundeten das Programm ab.

Wie Dr. Jürgen Kisskalt, LGA
Institut für Umweltgeologie und
Altlasten GmbH, Nürnberg, er-
klärte, können in Gebäuden un-
terschiedlichsten Baualters rele-
vante Baumaterialien auftreten,
die beim Rückbau und der Ent-
sorgung zu beachten sind. Auch
nicht industriell genutzte Gebäu-
de enthielten meist Schadstoffe in

bestimmten Baumaterialien. Dar-
aus ergebe sich die Notwendig-
keit, alle für einen Rückbau vor-
gesehenen Gebäude auf die ein-
gesetzten Baumaterialien zu
überprüfen und schadstoffver-
dächtige Bauteile zu untersuchen.

Für eine effiziente Bearbeitung
sind laut Kisskalt folgende Schrit-
te sinnvoll: Recherche der Bau-
und Nutzungsgeschichte, Aufstel-
len des Probenahmeplans, techni-
sche Erkundung, Rückbau- und
Entsorgungskonzept. Letzteres
sowie ein aufzustellender Arbeits-
und Sicherheitsplan bildeten die
Basis für eine Kostenschätzung
des kontaminationsbedingten
Mehraufwands des Rückbaus so-
wie für die Ausschreibung der
Leistungen.

Erfindungsgeist notwendig

Nach den Ausführungen von
Dr. Regina Elsner vom Regens-
burger Amt für Umwelt-, Natur-
und Verbraucherschutz wird bei
Abbruch und Rückbaumaßnah-
men „nie die hundertprozentige
Sicherheit herrschen, dass alles so
kommt, wie es geplant wurde“.
Flexibilität und Erfindungsgeist
seien immer notwendig. Eine ex-
akte Trennung aller Einsatzstoffe
werde mit Sicherheit sehr kom-
plex. Eine Überwachung rund um
die Uhr um Abfallvermischung
und ordnungsgemäße Schadstoff -
beseitigung sicherzustellen, sei
sehr aufwändig. Die Behörde
könne durch ihre Bemühungen
nur einen Beitrag zur Schadstoff -
einschränkung und Gesundheit
der Arbeitnehmer und Nachbarn
leisten.

Der Vortrag von Rechtsanwalt
Andreas Hilge, Rödl & Partner,
Regensburg, zeigte auf, warum
die Reaktivierung von Brach-
flächen, das heißt die Wiederein-
gliederung von Brachflächen in

den immobilienwirtschaftlichen
Kreislauf, im Regelfall sehr
schwierig, wenn nicht sogar un-
möglich ist.

Flächenrecycling stellt Hilge
zufolge letztlich eine Repara-
turmaßnahme dar, die regelmäßig
einen erheblichen Kosten- bzw.
Investitionsaufwand erzeugt. Ko-
stenfaktoren seien insbesondere
der (Teil-)Rückbau kontaminier-
ter Bausubstanz, Altlastenunter-
suchungen und -sanierungen so-
wie der nicht zu unterschätzende
Faktor Zeit.

Politische Chance

Die Renditechancen litten er-
heblich bei einem Überangebot
an Brachflächen, bei bestehender
Preiskonkurrenz mit Flächen „auf
der grünen Wiese“ und Umland-
flächen sowie im Falle absehba-
rer zeitlicher Verzögerungen. In-
terkommunale Konkurrenz, der
Vorrang ökonomischer Ziele auf
der kommunalpolitischen Ebene
sowie kontraproduktive steuerli-
che Rahmenbedingungen kämen
hinzu. Unterschiedliche Geneh-
migungsanforderungen mit teil-
weise stark voneinander abwei-
chenden Verfahrensdauern offen-
barten nicht nur fehlende inner-
behördliche Abstimmungen, son-
dern machten auch pragmatische
Lösungen schwierig. 

Die Stadt bzw. Gemeinde, in
der sich der Altstandort befindet,
habe regelmäßig ein Interesse
daran, dass ihre städtebauliche
Entwicklung vorangetrieben wird
und keine altlastenbehafteten
Brachflächen auf Dauer im Stadt-
bzw. Gemeindegebiet ruhen, fuhr
Hilge fort. Ferner biete die Sanie-
rung von schädlichen Bodenver-
änderungen wegen ihrer Zu-
kunftsbezogenheit, kombiniert
mit Umweltschutzmaßnahmen,
eine politische Chance für die
kommunalen Mandatsträger. Jah-
relanges Verschleppen von Pro-
jekten wegen Streitigkeiten über
die Finanzierung oder den Um-
fang von Sanierungen könne sich
negativ auf das Ansehen der Kom-
mune auswirken.                           DK
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Die Spitze des Eisbergs
Unterflursysteme sorgen für eine müllfreie Umgebung und lassen sich

Kosten sparend einsetzen
Burbach - Überquellende Abfallbehälter, Recycling-Statio-
nen, die an wilde Deponien erinnern, Belästigung durch
Lärm und Gestank: Die öffentliche Abfall- und Wertstoff-
entsorgung ist ein - wenn auch notwendiges - Übel. Für die
Kommunen und öffentlichen Verwaltungen bedeutet sie
nicht nur einen erheblichen Kostenfaktor, sondern auch den
Anlass für viele Beschwerden seitens der Bürger. Das Pro-
blem ist lange bekannt: Müllbeseitigung muss sein, sie soll
aber so wenig wie möglich auffallen und dennoch effektiv
und kostengünstig bleiben. Mit den klassischen Entsor-
gungssystemen lässt sich dies kaum erreichen. 

Dabei liegt die Lösung auf
der Hand, oder vielmehr unter
der Erde: Der Einsatz so ge-
nannter Unterflursysteme er-
laubt es, die sich widerspre-
chenden Ziele in idealer Weise
zu verbinden. Denn: Sie verla-
gern die eigentlichen Sammel-
behälter unter die Oberfläche
und damit aus dem Blickfeld.
Sichtbar bleiben nur die Ein-
füllöffnungen. Dadurch kann
die Kapazität der Container oh-
ne Beeinträchtigung der Optik
deutlich vergrößert werden -
mit entscheidenden Vorteilen
für Nutzer und Betreiber. 

Zeit- und Kosteneinsparung

Überquellende Müllbehälter
und herumliegender Abfall
gehören der Vergangenheit an,
weil das Fassungsvermögen so
berechnet ist, dass die Behäl-
ter auch bei längeren Lee-
rungsintervallen stets genü-
gend Füllraum besitzen. Für
die Kommunen spart das Sys-
tem Zeit und Kosten, denn
die Unterflurcontainer müssen
weit seltener und weniger per-
sonalintensiv geleert werden
als herkömmliche Behälter.

Und schließlich lassen sich
die Unterflur-Sammelbehälter
besser als jedes andere System
in ein städteplanerisches Ge-

samtkonzept einbinden. Da
wie bei einem Eisberg nur ein
kleiner Teil des eigentlichen
Behälters, nämlich der Ein-
wurfschacht wirklich sichtbar
ist, bietet das System breite
gestalterische Möglichkeiten,
die sich harmonisch in die
Umgebung einbinden lassen. 

Das „City“-System
von H&G

Diesen Forderungen wird
das Sammelsystem „City“
des Siegerländer Herstellers
H&G Entsorgungssysteme in
besonderer Weise gerecht. Das
Unternehmen, das bereits seit
über 10 Jahren mit den Unter-
flur-Recyclingstationen „Eu-
ropa“ und „Illert“ am Markt
erfolgreich vertreten ist, hat
jetzt mit der Produktlinie „Ci-
ty“ auch die städtische Rest-
müll-Entsorgung unter die Er-
de verlegt. 

Einfaches Absaugen

Und dabei weist das neue
System noch eine weitere Be-
sonderheit auf: Anders als bei
den unterirdisch angebrachten
Recycling-Containern, die in
herkömmlicher Weise mit ei-

nem Kran angehoben und ent-
leert werden, kann der Behäl-
terinhalt des „City“-Systems
mit Hilfe der Saugvorrichtung
gängiger Kehrmaschinen ein-
fach abgesaugt werden.

Seltenere Leerung

Da das Fassungsvermögen
der Container mit 600 bis
1.000 Liter sehr hoch bemes-
sen ist, müssen die Behälter
weit seltener geleert werden
als konventionelle Abfallcon-
tainer. Zudem reicht im Allge-
meinen eine Person zur Bedie-
nung des Systems und der Rei-
nigungsmaschine aus, so dass
auch hier Potenziale zur Ko-
stenreduzierung genutzt wer-
den können. 

Flexibel und individuell

Das „City“-System kann in-
nerhalb kürzester Zeit an je-
dem beliebigen Ort installiert
werden. Zudem entwickelt
H&G individuelle Sonderlö-
sungen bei der Gestaltung der
Einwurfschächte, um sie den
besonderen Gegebenheiten der
entsprechenden Umgebung
anzupassen. Aus dem notwen-
digen Übel Müllentsorgung
wird somit ein integraler Be-
standteil der gestalterischen
Planung, der zudem hilft, auf
lange Sicht Kosten zu sparen. 

Weitere Informationen: H&G
Entsorgungssysteme GmbH, Lüt-
zelner Straße 46, 57299 Burbach,
Heiko Schuhen, Tel: 02736/3053,
Fax: 02736/3054, h.schuhen@
hgen t so rgungssys t eme .de
www.hgentsorgungssysteme.de

Da das Fassungsvermögen der Container mit 600 bis 1.000 Liter sehr hoch bemessen ist,
müssen die Behälter weit seltener geleert werden als konventionelle Abfallcontainer.          ?

Kunststofffenster auf der fensterbau/frontale in Nürnberg: 

Positive Bilanz von der 
Herstellung bis zum Recycling

Gemeinsame Pressekonferenz von EPPA, GKV, PVCplus und Rewindo 

Als „Star mit exzellenten Karriereaussichten“ bezeichnete Wer-
ner Preusker, Sprecher der Initiative PVCplus, das PVC-Fenster
auf der gemeinsamen Pressekonferenz von führenden Verbän-
den der Kunststoffbranche anlässlich der Messe fenster-
bau/frontale in Nürnberg. Neben innovativem Design, hervorra-
gender Wärmedämmung und exzellenter Haltbarkeit, trägt da-
bei auch die nahezu vollständige Recyclebarkeit von Kunststoff-
fenstern zur weiterhin positiven Marktentwicklung bei.

Um dieses ökologische Profil
und das Prinzip der Nachhaltig-
keit ging es auf der Pressekonfe-
renz in Nürnberg, zu der EPPA
(Europäischer Verband der Her-
steller von PVCFensterprofilen
und verwandten Bauprodukten),
GKV (Gesamtverband Kunst-
stoffverarbeitende Industrie
e.V.), PVCplus und Rewindo
eingeladen hatten.

Selbstverpflichtung

Moderiert wurde die Veranstal-
tung von Dr. Volker Hofmann,
dem Präsidenten der EPPA, der
als prominente Referenten für
das Grußwort Helmut Marzahn,
Geschäftsführer der profine

GmbH und Andreas Hartleif,
Vorstand der VEKA AG, gewin-
nen konnte. Ulrike Grawe vom
Europäischen Verband der Her-
steller von PVC-Fensterprofilen
und verwandten Bauprodukten
(EPPA) verwies in ihrem Referat
auf die europäischen Aktivitäten
der Fensterprofil-Branche. Kon-
krete Ziele vom Recycling bis
zum schrittweisen Bleiausstieg
sind dabei in der Freiwilligen
Selbstverpflichtung „Vinyl
2010“ festgeschrieben.

Vorgabe übertroffen

Michael Vetter, Geschäftsfüh-
rer der Rewindo GmbH, zog in
seinem Vortrag eine positive

Zwischenbilanz mit konkreten
Recyclingzahlen für das Jahr
2003. Danach wurde die Recyc-
lingquotenvorgabe für Altfens-
tern um 10 Prozent übertroffen.
Dieser Erfolg ist vor allem auf
die gute Zusammenarbeit mit
den Recyclingpartnern Tönsmei-
er Kunststoffe und VEKA Um-
welttechnik zurückzuführen.

Preusker erläuterte die positi-

Straßenmüll im Fokus
Weißenburg (wefa) - Wenn das staatliche Straßenbauamt
den Müll entsorgt, den es entlang von Staats- und Bundes-
straßen außerhalb von Ortschaften gesammelt hat, dann
muss es dafür dem zuständigen Landkreis Müllgebühren
zahlen. Das hat der Verwaltungsgerichtshof München jetzt
entschieden. Voraus gegangen war ein seit sieben Jahren
währender Rechtsstreit zwischen dem Freistaat und dem
Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen. 

Der Freistaat hatte gegen die
Heranziehung zu Abfallgebühren
durch den Landkreis für die 
Entsorgung von „wildem Müll“
aus dem Bereich von Bundes-
und Staatsstraßen außerhalb von
Ortschaften geklagt.

Widerspruch und Klage 

Vom Straßenbauamt Ansbach
waren die verstreut vorgefunde-
nen Abfälle in ständiger Praxis
durch seine Bediensteten zusam -
mengetragen worden. Für diesen
eingesammelten Müll, der auf
die Kreisdeponie kam, erhielt
das Straßenbauamt entsprechen-
de Müllgebührenbescheide vom
Landkreis. Dagegen ging das
Amt mit Widerspruch und Klage
vor und gewann tatsächlich 1999
in erster Instanz vor dem Verwal-
tungsgericht Ansbach. Der Frei-
staat ging sogar noch einen
Schritt weiter und stellte die Zu-
ständigkeit für die Beseitigung

dieser unerlaubten Müllablage-
rungen an Straßenrändern, Park-
plätzen und dergleichen in Fra-
ge. Vorübergehend führte dieses
Verhalten dazu, dass das Reini-
gen auf Parkplätzen im Kreis
Weißenburg-Gunzenhausen un-
terblieb und bis heute keine
Müllbehälter mehr aufgestellt
wurden.

Bayernweite Bedeutung

Für Landrat Georg Rosen-
bauer (CSU) steht jetzt fest,
dass die Landkreise nicht nur
berechtigt sind, Abfallgebühren
für „wild“ abgelagerten Müll
an Bundes-, Staats-, und Ge-
meindestraßen zu verlangen,
sondern sie auch für das Ein-
sammeln des Mülls nicht zu-
ständig sind. Sein Fazit: „Das
Urteil hat bayernweite Bedeu-
tung. Das VGH hat keine Revi-
sion zum Bundesverwaltungs-
gericht zugelassen.“                 ?

Tönsmeier Kunststoffe investiert
in neue Altfensteranlage

„Die erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Recycling-Initia-
tive Rewindo im Rahmen der europäischen Selbstverpflich-
tung der PVC-Branche und der wachsende Altfenstermarkt
bestätigen uns, weiter in unsere Anlagentechnik zu investie-
ren“ so Tönsmeier Kunststoffe Geschäftsführer Stefan Nimz.

Der Shredder „Saturn“ der Fa. Lindner und die Horstmann-
Fördertechnik zeigen als Bestandteile der neuen Anlage ein-
drucksvoll, welche Dimension die werkstoffliche Verwertung
von Altfenstern im Hause Tönsmeier angenommen hat. „Das
Resultat ist eine überzeugende Materialqualität“ betontWalde-
mar Klein, Sprecher des Beirates der Rewindo und Hauptverant-
wortlicher für den Bereich Forschung und Entwicklung sowie
Qualitätsmanagement und Anwendungstechnik der profine
GmbH. Die Qualität zeichnet sich insbesondere durch eine gute
Homogenität, geringere Eigenspannung, saubere Zusammenset-
zung und Reproduzierbarkeit aus. Das wird u. a. durch den Ein-
satz von Metallseparatoren, durch elektrostatische Trennung und
die Verwendung von Schmelzefiltern in der Granulierung er-
reicht.

Das wiedergewonnene sortenreine PVC-Recyclat wird von
den Rewindo- Gesellschaftern zurückgenommen und prozesssi-
cher der Produktion von neuen Fensterprofilen und langlebigen
Bauprodukten zugeführt.

Ziel der Rewindo und seiner Recyclingpartner ist die Unter-
stützung der Umsetzung der Recyclingvorgaben für Altfenster
der europäischen Selbstverpflichtung der PVC-Branche
„VINYL 2010“. Danach wurden in 2003 bereits mehr als 25 %
der erfassbaren, verfügbaren Menge von Abfällen aus Fenster-
profilen erfolgreich werkstofflich verwertet; bis zum Jahre 2005
soll diese Quote auf 50 % ausgebaut werden.

ven Energiesparaspekte von
Kunststofffenstern und gab sei-
ner Hoffnung Ausdruck, dass sie
nach Beseitigung einiger Miß-
verständnisse ob ihrer Umwelt-
verträglichkeit künfig verstärkt
eingesetzt werden.

Ralf Olsen, Geschäftsführer
des Gesamtverbands Kunststoff-
verarbeitende Industrie, infor-
mierte in seinem Statement über
die Berufsausbildung in der
Kunststoffverarbeitenden Indus-
trie, die Ausbildungsplatzinitiati-
ve des GKV sowie über die Aus-
wirkungen der Ausbildungs-
platzabgabe. Zudem stellte er die
Berufsausbildung für Hersteller
von Kunststofffenstern vor, mit
dem der Branchen die Möglich-
keit eröffnet wird, erstmals ihren
eigenen qualifizierten Fachkräf-
tenachwuchs auszubilden.

Zuversicht in der Branche

In der Abschlussdiskussion
kam die positive und zuversicht-
liche Stimmung der Branche
zum Ausdruck, die durch die Im-
pulse der Messe unterstrichen
wurde. In einem Punkt waren
sich alle Teilnehmer der Presse-
konferenz einig. Das Thema
„Nachhaltige Entwicklung“ ist
eine Gemeinschaftsaufgabe, die
durch freiwillige Initiativen be-
stens gelöst werden kann. ?
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Mit Energie Zukunft gestalten
Neufahrner Biomasse-Heizkraftwerk offiziell in Betrieb genommen

SFW GmbH als Planer, Bauherr und Betreiber
Im Beisein zahlreicher Gäste aus Politik, Wirtschaft und Ver-
waltung feierten der Zweckverband Versorgungs- und Ver-
kehrsbetriebe Neufahrn/Eching und der Energiedienstleister
SFW GmbH, Saarbrücken, die offizielle Inbetriebnahme des
neuen Biomasse-Heizkraftwerkes in Neufahrn. Künftig wer-
den dort jährlich 40.000 Tonnen Holzhackschnitzel verarbei-
tet. Dabei wird soviel Energie erzeugt, dass umgerechnet 2600
Einfamilienhäuser in der Umgebung mit Fernwärme versorgt
werden können und 7500 Einfamilienhäuser mit Strom, der
vom Heizkraftwerk aus ins öffentliche Netz eingespeist wird. 

Dadurch würden jedes Jahr
40.000 Tonnen weniger Koh-
lendioxid erzeugt als es bei der
Verwendung fossiler Energie-
träger der Fall wäre, lobte Wirt-
schaftsminister Dr. Otto Wies-
heu. Außerdem sei von Vorteil,
dass die erzeugte Wärme „spei-
cherbar und abrufbar“ sei.
Wiesheu berichtete von einem
regelrechten Boom der Biomas-
se in Bayern, die inzwischen die
Energiequelle Wasserkraft über-
holt habe. Der Minister hob
auch die gute Zusammenarbeit
zwischen Zweckverband und
SFW hervor: „Als Betreiber-
Modell gibt das Projekt Neu-
fahrn ein Beispiel, dass die Ko-
operation von Kommunen und
Privatwirtschaft in Form von
Contracting eine praktikable
Möglichkeit ist, wie Energie-
Projekte schnell und effizient
realisiert werden können.“ 

17 Mio. Euro Investition

Die SFW GmbH, ein Tochter-
unternehmen der RAG Saarberg
AG mit Sitz in Saarbrücken, hat
das Biomasse-Heizkraftwerk im
Auftrag des Zweckverbandes
geplant und gebaut. Auf Basis
eines Pachtvertrages vom Feb-
ruar 2002 betreibt SFW auch

die Anlage. Der Zweckverband
investierte 17 Millionen Euro in
das Projekt.

Umstellung wird begrüßt

Eigentümer ist der Zweckver-
band der Gemeinden Neufahrn
und Eching, der auch den Um-
bau bezahlt habe und die Pacht-
einnahmen refinanziere, erklär-
te der derzeitige Verbandsvor-
sitzende und Neufahrner Bür-
germeister Rainer Schneider. Er
erinnerte an die Widerstände
gegen die frühere Müllverbren-
nungsanlage, die es gerade in
Neufahrn gegeben habe, weil
hier die Angst vor Belastungen
wegen des vorherrschenden
Westwinds größer als in Eching
gewesen sei. Auch in der Nach-
bargemeinde wird die Umstel-
lung freilich begrüßt, zumal die
Fernwärme so weiterhin garan-
tiert werden kann. Ein einziger
Kamin sei schließlich besser als
„wenn jeder seinen eigenen hät-
te“, meinte der stellvertretende
Verbandsvorsitzende und
Echinger Bürgermeister Josef
Riemensberger.

Das angelieferte Holzmaterial
- im Jahr sind es rund 40.000
Tonnen Rest- und Althölzer -
wird in ein Holzlager transpor-

tiert und gelangt von dort direkt
in die Brennkammer des Bio-
massekessels. Dort verbrennt
das Holz bei mindestens 850
Grad Celsius. Die dabei entste-
henden Rauchgase werden im
Kesselzug über Wärmetauscher
geleitet und erhitzen dabei kal-
tes Wasser zu Wasserdampf.
Dieser Wasserdampf geht auf
eine Turbine, die Strom erzeugt.
Darüber hinaus wird das Unter-
nehmen „Müller Brot“ mit Pro-
zessdampf versorgt und Wärme
für die Fernwärmeversorgung
bereitgestellt.

Reststoff Flugasche

Die abgekühlten Rauchgase
werden in der Rauchgasreini-
gungsanlage behandelt. So wer-
den alle Schadstoffe auf die
strengen deutschen Abgasnor-
men reduziert. Die Anlage be-
steht im Wesentlichen aus ei-
nem Vorentstauber (Multizy-
klon) und einem Hochleistungs-
gewebe-Filter, der die schad-
stoffbeladenen Staubteile ab-
scheidet. Durch Eindüsung ei-
nes Kalkhydrat-Herdofenkoks-
gemisches werden saure Rauch-
gasbestandteile absorbiert bzw.
gebunden. Als Reststoff ver-
bleibt Flugasche, die staub-
dicht gelagert und abtranspor-
tiert wird.

Bayern als Vorreiter

SFW-Geschäftsführer Dr.
Henning-Müller-Tengelmann
betonte, dass mit Anlagen wie
jener in Neufahrn Klimaschutz-
technik erprobt werde, die von

Deutschland aus in die ganze
Welt exportiert werden könne.
Deutschland und insbesondere
Bayern könne so zu einem Vor-
reiter einer neuen Spitzentech-
nologie werden. 

Keine Einsprüche

Das Biomasse-Heizkraftwerk
wurde in einem Verfahren mit
Öffentlichkeitsbeteiligung nach
der 4. Bundesimmissionsschutz-
Verordnung genehmigt und un-
terliegt den Anforderungen der
Grenzwerte der 17. Bundesim-
missionsschutz-Verordnung.
Hierbei seien, so Müller-Ten-
gelmann, keine Einsprüche er-
hoben worden, was das Vertrau-
en der Bevölkerung in die Um-
weltfreundlichkeit des Heiz-
kraftwerks dokumentiere.

Beitrag zum Klimaschutz

Die Verbrennung von Bio-
masse ist CO2-neutral, da nur so
viel Kohlendioxid freigesetzt
wird, wie beim Wachstumspro-
zess gebunden wurde. Dadurch
leistet die Anlage einen Beitrag
zum Klimaschutz. Die einge-
setzte Kraft-Wärme-Kopplungs-
technik erhöht noch den Minde-
rungseffekt an CO2 und schont
zusätzlich die begrenzten fossi-
len Energievorkommen der Er-
de. Die CO2-neutrale Verbren-
nung des Altholzes im Heiz-
kraftwerk Neufahrn erspart der
Umwelt im Vergleich zu her-
kömmlich gewonnener Energie
im Jahr rund 40.000 Tonnen
Kohlendioxid.

Partner SFW

Seit 1975 betreibt SFW als
Partner des Zweckverbandes
die zehn Kilometer nördlich
von München gelegene Fern-
wärmeversorgung Neufahrn/

Bürgermeisterkonferenz des Landkreises Regensburg:

Landrat und Gemeinden packen
Klärschlammproblem an

Abseits vom Tagesgeschäft über gemeinsame Probleme zu
sprechen und Lösungen abzustimmen, war das erklärte Ziel ei-
ner Bürgermeisterkonferenz in Mühlbach im Altmühltal, zu
der Regensburgs Landrat Herbert Mirbeth eingeladen hatte.
Nur mit Mühe konnte dabei der mit vielen Themen vollbe-
packte Zeitplan eingehalten werden. 

Die Klärschlammentsorgung
ist ein Thema, das allen Ge-
meinden auf den Nägeln brennt.
Das Ausbringen auf den Feldern
wird laut Mirbeth immer weni-
ger akzeptiert, weder von den
Landwirten selbst noch von den
Verbrauchern, die keine Erzeug-
nisse auf mit Klärschlamm „ge-
düngten“ Felder wollen. Für das
Verbrennen stünden auch noch
keine Strukturen zur Verfügung.
Auch müsse die Frage gestellt
werden, was nach dem 1. Mai
passiert, „wenn in einem verein-
ten Europa womöglich der
Markt, der immer Lösungen
findet, die Ware Klärschlamm
kostengünstig in die osteuropäi-
schen Länder verfrachtet, um
ihn dort auf den Feldern aufzu-
bringen, auf denen landwirt-
schaftliche Produkte wachsen,
die dann wieder bei uns auf den
Markt kommen“. Auf all diese
Fragen gebe derzeit weder
Brüssel, noch Berlin, noch
München den Gemeinden die
dringend benötigte Antwort, er-
klärte Mirbeth.

Großräumige Lösungen

Bayern tendiert nach Ansicht
des Bürgermeister-Sprechers
Albert Höchstetter zur Verbren-
nung, in Berlin komme die
landwirtschaftliche Verwertung
wieder ins Gespräch, die EU in
Brüssel sei noch ziemlich un-
schlüssig. Höchstetter ist sich
sicher, „dass der Verbraucher
mit Klärschlamm auf den Fel-
dern nichts mehr zu tun haben
will“. Der Müllzweckverband
Schwandorf solle sich des The-

mas annehmen und großräumi-
ge Lösungen für das Einsam-
meln und Trocknen des Klär-
schlamms konzipieren, was al-
lerdings nicht zwingend in die
Verbrennung münden müsse.

Werben für Schulterschluss

Beim Thema „Interkommu-
nale Zusammenarbeit“ infor-
mierte Landrat Mirbeth über er-
ste Erfahrungen des von ihm in-
itiierten Pilotprojekts im Land-
ratsamt. Die Verwaltungsbe-
reiche Standesamt und Er-
schließungsbeiträge seien häu-
fig auf der Wunschliste einer
engeren Zusammenarbeit ge-
standen, „die wirtschaftliches
Arbeiten ermöglichen, aber kei-
ne Zuständigkeiten auflösen
soll“. Bürgermeister Dagobert
Knott, Regenstauf, und Alfons
Lang, Obertraubling, warben
für den „Schulterschluss“ bei
der Wasserversorgung, um den
hohen Qualitätsstandard des
Trinkwassers zu halten. Ein
Umdenken mahnte Mirbeth an,
das auch vor dem Wasserpreis
nicht Halt machen könne: „Wir
bezahlen derzeit nicht das hohe
Gut Wasser, sondern nur dessen
Gewinnung und Verteilung.“

Prekäre Lage

Mit eindrucksvollen Zahlen
über die prekäre Lage der Bau-
wirtschaft warb Martin Schnei-
der vom Bayerischen Bauindu-
strieverband für „Investitionen
auch bei leeren Kassen“. Mit
„Public-Private-Partnership“
soll dies möglich sein: Eine Ge-

meinde schreibt eine kommuna-
le Aufgabe bzw. ein Projekt aus
und überlässt es dem Anbieter,
für Planung, Ausführung und
Unterhalt „intelligente Lösun-
gen“ zu suchen.

Freiwilligen-Agentur

Als neuer Kreisarchivpfleger
stellte sich Dr. Artur Dirmeier
den Bürgermeistern vor. Er ap-
pellierte, den Archiven in den
Rathäusern als „Bestandteil ei-
ner effektiven, modernen Ver-
waltung“ Beachtung zu schen-
ken und kündigte ein Treffen
der Ortsarchivpfleger und der
Sachbearbeiter für die Gemein-
deregistraturen im Landratsamt
an. Weil „ehrenamtliche Tätig-
keit unverzichtbar ist, dann aber
auch ehrenamtlich verknüpft
werden soll“, will Landrat Mir-
beth im Herbst mit einer Frei-
willigen-Agentur starten. 

Neue Vorschriften

Neue Vorschriften im Bau-
recht kündigte schließlich Ab-
teilungsleiter Horst Schmid an.
So wird bei Bebauungsplänen
eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung zwingend vorgeschrieben
sein. Die oft nur schwer ver-
ständlichen Abstandsvorschriften
will man vereinfachen, die
Umsetzung der Stellplatzver-
pflichtung den Gemeinden
überlassen.

Kreisbaumeister Helmut Ost
warb für einheimisches Holz
als Baustoff, der noch zu we-
nig eingesetzt werde. „Holz
aus der Region“ soll nach den
Worten von Mirbeth auch das
Schwerpunktthema der 2. Re-
gionaltage des Landkreises im
Herbst werden. Außerdem will
der Landrat einen „Holzpreis“
ausloben.                              DK

Im neuen Biomasse-Heizkraftwerk in Neufahrn werden künf-
tig jährlich 40.000 Tonnen Holzhackschnitzel verarbeitet.       ?

Eching (Anschlusswert rund 46
Megawatt). Zwei Drittel des
Jahreswärmebedarfs wurden
über die Ende 2000 stillgelegte
Müllverbrennungsanlage ge-
deckt, die von der SFW-Schwe-
stergesellschaft SOTEC betrie-
ben wurde. Diese Anlage de-
montierte SFW und ersetzte sie

durch das neue umweltfreund-
liche Biomasse-Heizkraft-
werk. Mit dem neuen Pacht-
vertrag, der eine Laufzeit von
20 Jahren hat, wird die nun
schon 30-jährige Partnerschaft
zwischen SFW und Zweckver-
band auf ein halbes Jahrhun-
dert verlängert . DK
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Rund 93.000 Besucher bei der 56. Augsburger Frühjahrsausstellung:

Zukunftsregion Schwaben 
von der „afa“ gestärkt

Minister Miller würdigt positive Signale und Gründungsdynamik
Viel Beifall für Sonderschau des Bezirkes, der Landkreise und Städte

Augsburg (jdt). Mit sichtbarer Ausstrahlung in weite Teile Süd-
deutschlands stärkte die 50. Augsburger Frühjahrsausstellung
(afa) den Wirtschaftsstandort Schwaben. Mit der Schlussbilanz
von rund 93000 Besuchern an neun Tagen und einer spürbaren
Belebung der Nachfrage bei den Ausstellern wurde von den Ver-
anstaltern zufrieden abgerechnet, auch im Vergleich zu ähnlichen
Ereignissen in Bayern und Baden-Württemberg. Die Bedeutung
der „afa“ würdigte der Hauptredner bei der Eröffnungsveran-
staltung, Landwirtschaftsminister Josef Miller. Er nannte die ein-
drucksvolle Präsenz der rund 560 Aussteller einen „Beleg für die
Zuversicht der regionalen Wirtschaft“.

Dokumentiert werde von dem
größten Messeereignis im Re-
gierungsbezirk dessen ganze
Vielfalt und die Position Augs-
burgs als Regierungshauptstadt.
Viel Aufmerksamkeit und Bei-
fall fand die Sonderschau „Wir
Schwaben“. Sie wurde vom Be-
zirk Schwaben, der Stadt Augs-
burg, schwäbischen Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden at-
traktiv gestaltet.

Leistungsfähiger Raum

Staatsminister Miller wandte
sich in seiner Grundsatzrede ge-
gen ein Übermaß an politischer
Reglementierung. Er forderte ei-
ne erfolgreiche, marktkonforme
Mittelstandspolitik auf Bundes-
ebene, wie diese in Bayern prak-
tiziert werde. Schwaben nannte
der „afa“-Schirmherr einen lei-
stungsfähigen Raum, weiterhin
„ein Zugpferd der wirtschaftli-
chen Entwicklung in Bayern“.

Besonders erfolgreich sei die
hohe Gründungsdynamik im
Regierungsbezirk. Erfolgreiche

Existenzgründer bildeten die
Basis künftigen Wohlstands.
Mit Stolz registrierte der Reprä-
sentant der Bayerischen Staats-
regierung das herausragende
Abschneiden Schwabens in
dem Ergebnis einer Untersu-
chung des Wirtschafts- und So-
zialgeographischen Instituts der
Universität Köln, mit einem
Vergleich von 40 deutschen Re-
gierungsbezirken: „Schwaben
rangiert hier in Bayern auf dem
zweiten Platz und im Bund auf 
einem hervorragenden fünften
Rang“. Damit werde die heraus-
ragende Bedeutung Schwabens
als Heimat der gewieften Tüft-
ler und unternehmerischen Pio-
niere belegt , mit dem An-
schluss an die Leistungen eines
Rudolf Diesel, eines Willi Mes-
serschmitt oder Hans Liebherr. 

Schienennetz - Flughafen

Wirtschaft, Politik und Verwal-
tung müssten wie Josef Miller
feststellte, weiter eng zusammen-
arbeiten, um Schwaben als Zu-

kunftsregion im erweiterten Eu-
ropa zu etablieren. Dringend er-
forderlich seien eine gut ausge-
baute Verkehrsinfrastruktur, der
offensichtlich erneut gebremste
viergleisige Ausbau des Schie-
nennetzes der Bahn AG zwischen
Ulm-Augsburg-München und
u. a. der vollständige sechsstreifi-
ge Ausbau der A8 zwischen Ulm
und München. 

Keinen Schwebezustand dür-
fe man zulassen in der Frage,
dass Schwaben einen leistungs-
fähigen und wirtschaftlich zu
führenden Regionalflughafen
brauche. Die Bewerbung Augs-
burgs um den Titel „Europäi-
sche Kulturhauptstadt 2010“
nannte Miller eine große Aufga-
be. Ein Erfolg bringe eine posi-
tive Ausstrahlung auf ganz
Schwaben.

Schöner und interessanter

In seine nachdrückliche Aner-
kennung für die „afa 2004“ be-
zog Miller die beteiligten Unter-
nehmen ein, die „voller schwäbi-
scher Zuversicht ihre Leistungs-
kraft präsentieren“, ebenso die
Messeleitung mit den Brüdern
Könicke. Sie hätten es mit ihrem
Team geschafft, die „afa“ im Jahr
2004 noch ein Stück schöner und
interessanter zu gestalten, mit po-
sitiven Auswirkungen für ganz
Schwaben.

Oberbürgermeister Paul Wen-
gert, Augsburg, betonte: „Mit

gebot der Museen, Schlösser 
und reizvoller Kulturprogram-
me zwischen dem Ries und 
dem Allgäu. Bezirkstagspräsi-
dent Jürgen Reichert konnte
ebenso wie der Urschwabe und
Schirmherr Minister Josef Miller
jedem bei der „afa“ empfehlen,
sich auf eine Entdeckungsreise
durch das schöne Schwaben zu
machen, mit seinen vielfältigen
„Schokoladenseiten“ und Kraft-
quellen für Leib und Seele.       ?

dieser „afa“ ist Augsburg jetzt
schon Kulturhauptstadt“. Er re-
gistrierte, diese Messe habe in
den letzten Jahren einen „kräfti-
gen Aufwind“ erfahren. In Augs-
burg konzentrierten sich aus die-
sem Anlass die Kräfte ganz
Schwabens.

Bei diesem Schaufenster ohne
Glas, so Wengert, werde auch
der so nötige Optimismus beför-
dert. Alle Beteiligten leisteten ei-
nen wichtigen Beitrag dazu, 
dass die Konjunktur wieder in
Schwung komme. Spezielle An-
erkennung sagte OB Wengert
der Sonderschau „Wir Schwa-
ben“ und den Gebrüdern Kö-
nicke für die erfolgreiche Orga-
nisation der „afa“.

Schätze der Heimat

Ein besonders attraktives Mes-
seprogramm bescheinigte die
Präsidentin der IHK Schwaben,
Hannelore Leimer, der Früh-
jahrsausstellung. Die EU-Oster-
weiterung nannte sie eine Her-
ausforderung, die es erfolgreich
zu gestalten gelte. Ausstellungs-
leiter Heiko Könicke stellte her-
aus, bei aller spürbaren Interna-
tionalität der „afa“ kämen auch
die „Schätze der Heimat“ her-
vorragend zur Geltung.

Kraftquellen für 
Leib und Seele

Unter den zahlreichen Sonder-
schauen der „afa“ waren „Wir
Schwaben“ und „Augsburg In-
ternational“ besondere Magnete.
Hier hatten sich der Bezirk
Schwaben, die Stadt Augsburg,
schwäbische Landkreise, Städte
und Gemeinden und die Diözese
zu einem vielseitig interessan-
ten Ausstellungsbündnis zusam-
mengeschlossen. Unter den be-
geisterten Gästen aus dem In-
und Ausland gab es viel Lob für
Historisches, Sehenswürdigkei-
ten aller Art, Direktvermarkter,
„Kartoffelwirte“, das reiche An-

Sonthofen 
„Alpenstadt 2005“

Sonthofen ist zur „Alpenstadt
des Jahres 2005“ gekürt worden.
Der Titel wurde der Allgäuer
Kreisstadt von einer Internatio-
nalen Jury zuerkannt. Damit
werden u.a. die vielfältigen Um-
weltaktivitäten der Stadt gewür-
digt. Sonthofen ist die achte
Stadt im Alpenraum, die derart
geehrt wird. Die Auszeichnung
soll  im nächsten Jahr groß gefei-
ert werden. Bürgermeister Hu-
bert Bohl erklärte, die Stadt freue
sich über diese begehrte Aus-
zeichnung. Sonthofen habe sei-
nem „Stadtkonzept Zukunft“
Akzente gesetzt und die Bürger
aktiv einbezogen. Der Titel „Al-
penstadt des Jahres“ wird seit
1997 von der internationalen Al-
penschutzkommission „Cipra“
vergeben. Zentrales Anliegen der
Kommission ist es, Maßnahmen
zum Schutz des Alpenraumes
mit der nachhaltigen, zukunfts-
weisenden Entwicklung der Re-
gion zu verknüpfen. Bisher tru-
gen Bad Reichenhall, Villach
(Österreich), Belluno (Italien),
Maribor (Slowenien), Gap
(Frankreich), Herisau (Schweiz)
und Trento (Italien) den Titel
davon.                                        DK

BRK nutzt Synergien
Gunzenhausen (wefa) - Die Einschnitte im Gesundheitswesen,
der Rückzug der Staatsregierung aus der Finanzierung der
Rettungsfahrzeuge und die mögliche Abschaffung des Wehr-
und Zivildienstes signalisieren für das Rote Kreuz in Bayern,
dass die Zeiten nicht besser werden.

Synergien sind also zu nut-
zen, wo es geht. Die bisherige
Struktur der Organisation auf-
gebrochen haben jetzt die bei-
den Kreisverbände Weißen-
burg-Gunzenhausen und Roth-
Schwabach. Sie schließen sich
freiwillig zusammen. Ob sie da-
mit eine „Gebietsreform“ im
Roten Kreuz einleiten? BRK-
Vizepräsident Gerhard Papp
spricht jedenfalls von einem
„Vorbild für Bayern“.

Solide Zweckehe

Die beiden Kreisverbände
schließen die Zweckehe nicht
aus der Not heraus. Beide arbei-
ten solide. „Dass die Strukturen
aufgebrochen werden, das wäre

noch vor drei Jahren unvorstell-
bar gewesen“, sagte Papp ange-
sichts der Pioniertage in Franken.

Mit der Fusion entsteht mit
21500 Mitgliedern der größte
BRK-Kreisverband in Franken.
Er überflügelt Nürnberg-Stadt
und auch Würzburg. Bisher wa-
ren im Kreisverband Weißen-
burg-Gunzenhausen 60 haupt-
amtliche Kräfte tätig, in Roth-
Schwabach 80. In den ehren-
amtlichen Bereitschaften gibt es
383 bzw. 672 Helfer. 

Noch ist nicht abzusehen, ob
das Beispiel aus dem südlichen
Mittelfranken Schule machen
wird. Vizepräsident Papp hätte
wohl nichts dagegen: „Ich bin
ungeheuer stolz und glück-
lich.“                                       ?

Bayerischer Gemeindetag:

Kreisverband Nürnberg informierte
Im Rahmen einer Versammlung des Kreisverbandes Nürnber-
ger Land des Bayerischen Gemeindetages konnte Kreisver-
bandsvorsitzender und Erster Bürgermeister Konrad Rupp-
recht einen Großteil der Bürgermeisterinnen und Bürgermei-
ster des Landkreises, die zum Teil mit Mitgliedern ihrer Ver-
waltung erschienen waren, sowie den amtierenden Landrat
Norbert Dünkel begrüßen. 

Rupprechts besonderer Gruß
galt Herrn Oberregierungsrat
Claus Rammler von der Regie-
rung von Mittelfranken und
der Technischen Regierungs-
amtsrätin Christine Brahm
vom Landratsamt Nürnberger
Land, die über die Umsetzung
der FFH- und Vogelschutz-
richtlinien im Rahmen der Na-
tura 2000 und deren Folgen für
die Genehmigungspraxis refe-
rierten.

Zuvor sprachen stellvertreten-
der Landrat Dünkel und der
„Hausherr“, Erster Bürgermei-
ster Wolfgang Plattmeier, Gruß-
worte. Stellvertretender Landrat
Dünkel ging dabei u. a. auch auf
die Kreisumlage, die Situation
der Kreiskrankenhäuser, die
Umsetzung von Hartz-IV, den
derzeit stark diskutierten Ent-
wurf einer Ausbildungsabgabe
und den Investitionsbedarf im
Rahmen der G 8 ein.                 ?

Städtetagung:

Kooperation
über Grenzen
Gunzenhausen (wefa) -

Ob sie nun aus Oberbayern
kommen, aus Nordschwa-
ben oder Mittelfranken -
die Bürgermeister haben
überall die gleichen Sor-
gen. In einer Arbeitsge-
meinschaft haben sich ihre
Städte zusammengeschlos-
sen. Nicht erst heute, son-
dern schon vor mehr als
fünfzig Jahren. Der damali-
ge Gunzenhäuser Bürger-
meister Fritz Raab war der
Initiator dieser Kooperati-
on über die Grenzen der
Regierungsbezirke hinweg.
Bis heute gibt es den Dia-
log in Gestalt einer Arbeits-
tagung, die zwei Mal im
Jahr im Wechsel der Stan-
dorte stattfindet.

Bei der letzten Zusam-
menkunft in Gunzenhau-
sen ging es um kommunal-
politische „Dauerbrenner“
wie die Klärschlamment-
sorgung, den Mobilfunk
und das Stadtmarketing,
zudem um die kommunale
Verkehrsüberwachung, die
Schülerbeförderung, das
Ökokonto und das freie
Parken für Kurzparker.   ?
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„Stutenbisse schmerzen in
aller Regel am Heftigsten.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
freute sich schon diebisch auf
das Duell zwischen Fanny
Bacher und Claudia Elfer.
Beiden hatte der Bürgermei-
ster die Aufgabe gestellt, et-
was Schwung in den Europa-
wahlkampf zu bringen. Er
wollte sich das Vergnügen
nicht entgehen lassen, wie die
beiden gegeneinander um sei-
ne Gunst buhlen.

Denn der Bürgermeister hat viele gute Eigen-
schaften, die zu rühmen gerade ich nicht müde
werde. Zu diesen gehört, dass er sehr klar und
aus Überzeugung - nicht nur aus taktischen
Überlegungen heraus - für eine stärkere Rolle
von Frauen in der Politik eintritt. Aber er bleibt
dennoch ein Mann, der seinen Macchiavelli ge-
lesen hat. Frauen sollen somit dann eine Rolle
spielen, wenn er das Sagen behält. Er würde es

zwar nie so plump ausdrücken, wie dies der
ehemalige Fraktionsvorsitzende der SPD in
Nordrhein-Westfalen getan hat, der einmal
meinte, er sähe es nicht ein, einer Frau nur des-
halb einen Posten zu überlassen „weil die un-
ten herum anders aussieht als ich“. Aber ich
möchte nicht behaupten, dass er sich von dieser
Wortmeldung distanzieren würde. Und er macht
sich einen Spaß daraus, mit den verschiedenen
Charakteren zu spielen, damit keine ihm zu
mächtig wird.

So auch zwischen Fanny und Claudia, die
nicht unterschiedlicher sein könnten. Einerseits
die mittelalterliche, zur Matronenhaftigkeit nei-
gende Fanny, nicht die hellste, die stark, auch
was ihr politisches Urteil angeht, abhängig ist
von einem Unternehmer am Ort. Andererseits
Claudia, jung, bildschön und blitzgescheit, eine
Familienmanagerin par excellance, die Zwillin-
ge mit ihrem beruflichen und politischen Enga-
gement unter einen Hut bringt und deren analy-

tische Fähigkeiten fast mehr
gefürchtet als geachtet sind.

Tatsächlich, wenn die beiden
es zu einem Duell der Amazo-
nen hätten kommen lassen,
wäre die Anekdotensammlung
vom Chef mal wieder für Mo-
nate gefüttert worden. Aber,
war es Instinkt oder wurden sie
gewarnt, wer weiß, die beiden
haben uns allen ein Schnipp-
chen geschlagen und sich aufs
Zusammenarbeiten verlagert.

Raffiniert haben sie ihre Stärken und Schwächen
zusammen gelegt. Claudia, die Intellektuelle,
hat sich darauf verlegt, Artikel für die Heimat-
zeitung zu schreiben und klug über die Vorteile
der europäischen Einigung für das Städtchen zu
berichten. Sie hat den Humanistenzirkel zu ei-
ner Aktion „Die Spuren Roms und Athens vom
Nordcap zur Algarve“ animiert und sich ein
großes Europa-Quiz für die Infostände ausge-
dacht.

Fanny geht es bodenständiger an und wirbt
bei Veranstaltungen mit Volksmusik und kulina-
rischen Spezialitäten aus ganz Europa. Motto:
Wir sind uns ähnlicher als wir denken. Sie hat
ihren Schirmherrn Hajo Klein angefixt, dass
sich die örtliche Wirtschaft stark im Vorfeld der
Wahlen engagiert und sogar den Vorsitzenden
des Philatelistenvereins zu einer Ausstellung
mit Europa-Briefmarken überredet.

So fand der Zickenkrieg nicht statt und statt-
dessen ziehen zwei fleißige Stuten den Karren in
die gleiche Richtung. Naja, schon die mythologi-
sche Europa war eine Frau, die einem Mann auf
dem Kopf herum tanzte bzw. Zeus in Gestalt ei-
nes Stiers zuritt. Vielleicht muss auch mein Chef,
der Bürgermeister, sein Urteil über die Frauen in
seiner Fraktion überdenken. Frei nach dem Ka-
lenderblatt von heute, der einen Spruch der
Schauspielerin Trude Hesterberg trägt: „Auch
die schwächste Frau ist noch stark genug, um
mehrere Männer auf den Arm zu nehmen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Zickenkrieg?
Fehlanzeige!

Arbeit statt Sozialhilfe:

Erfolgreicher Modellversuch
im Landkreis Würzburg

Bis zu 30 Prozent der Sozialhilfeempfänger könnten wieder ei-
ne Arbeit finden, wenn sie gezielt und individuell unterstützt
würden. Dies ist das Ergebnis eines Modellversuchs im Land-
kreis Würzburg, den Sozialministerin Christa Stewens in
München zusammen mit Landrat Waldemar Zorn vorstellte.
Das Projekt zeige, wie wichtig die Einbindung der Kommunen
bei der Vermittlung arbeitsloser Menschen sei, erklärte Frau
Stewens. Die Kosten für die Sozialhilfe konnten bei dem Ver-
such um ein Fünftel gesenkt werden. 

An dem Modellprojekt haben
1.072 Personen teilgenommen,
die durch 14 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter betreut wurden.
Durch die individuelle Ausge-
staltung der Einzelmaßnahmen
konnten auch Personen mit stark
eingeschränktem Leistungsver-
mögen, die sonst nicht integrier-
bar sind, wieder in den Arbeits-
markt eingegliedert werden. In
Zusammenarbeit mit der eigenen
Arbeitsvermittlungsstelle der
Sozialhilfeverwaltung des Land-
kreises Würzburg wurden in den

vergangenen Jahren stets über
200 Sozialhilfeempfänger pro
Jahr in den ersten Arbeitsmarkt
integriert. „Da neue Arbeitsplät-
ze aber wiederum zur Abführung
von Steuern und Sozialabgaben
führen, kann ich die ‚Chance
2000’ als erfolgreiches Beispiel
für die nachhaltige Aktivierung
von Sozialhilfeempfängern auch
anderen Kommunen nur emp-
fehlen“, erklärte die Ministerin.
Das rund 7,3 Mio. teure Projekt
mache deutlich, „wieviel Kreati-
vität in den Kommunen und

ihren Partnern, den freien Trä-
gern, bei der Vermittlung arbeits-
loser und bedürftiger Menschen
in den ersten Arbeitsmarkt
steckt“.

Nach Angaben von Landrat
Zorn konnten in den vergange-
nen sechs Jahren 1700 Men-
schen wieder in den ersten Ar-
beitsmarkt vermittelt werden, 90
Prozent von ihnen dauerhaft. Ein
Großteil des dadurch eingespar-
ten Geldes sei wieder in das Pro-
jekt gesteckt worden. „Wir ha-
ben gezeigt, wie förderlich es ist,
in Arbeit statt in Arbeitslosigkeit
zu investieren“, sagte Zorn. 

Den Hauptursachen für So-
zialhilfebezug - fehlende schuli-
sche und berufliche Qualifikati-
on, geringes Erwerbseinkom-
men und Arbeitslosigkeit - konn-
te durch das Modell wirksam be-
gegnet werden. „Auch schwer-
und nicht vermittelbaren Hilfe-
empfängern konnte ein Stück
Lebensqualität zurückgegeben,
deren Alltagsbewältigung ver-
bessert und neue Perspektiven
eröffnet werden“, erläuterte
Zorn. Im Hinblick auf die Ver-
netzung aller beteiligten Institu-
tionen inklusive der regionalen
Arbeitsmarktakteure und der Zu-
sammenfassung aller Integrati-
onsmöglichkeiten sei das Modell
„wegweisend“.

Individueller Förderplan

Als Zielgruppe des Projektes
bezeichnete Axel Möller, Ge-
schäftsführer der Kolping Main-
franken gGmbH, arbeitsfähige
und eingeschränkt arbeitsfähige
Sozialhilfeempfänger im Alter
von 18 bis 60 Jahren, die in
Vollzeit oder Teilzeit bzw. stun-
denweise zur Verfügung stehen
und im Landkreis Würzburg
wohnen. In einem ersten Schritt
wurde mit den betroffenen So-
zialhilfeempfängern ein indivi-
dueller Förderplan erarbeitet.
Daran schlossen sich eine Trai-
ningsphase und die verpflichten-
de Teilnahme in einem Beschäf-
tigungszentrum an.

Nach Angaben von Michael
John, Geschäftsführer des wis-
senschaftlich begleitenden BA-
SIS-Institutes, findet programm-
begleitend für jeden Teilnehmer
- auch nach erfolgter Arbeits-
vermittlung - ein individuali-
siertes soziales Coaching statt,
um Abbrüche der Maßnahme zu
vermeiden, die Motivation des
Hilfeempfängers zu steigern
und seine Persönlichkeitsstruk-
tur zu verbessern. So seien über
ein Viertel der Teilnehmer
durch besondere psychische Be-
lastungen, Behinderung, Sucht-
probleme oder Vorstrafen bela-
stet gewesen. „Nur durch die
gezielte Abstimmung der Maß-
nahme auf die Bedürfnisse und
Fähigkeiten der Teilnehmer
konnte der Erfolg bei diesen be-
lasteten Personen sichergestellt
werden“, so John. Durch die en-
ge Kooperation zwischen So-
zialhilfeverwaltung und dem
Träger der Maßnahme sei es
gelungen, ein Angebot „aus ei-
nem Guss“ zu realisieren und
damit das Ziel, „zu fördern und
zu fordern“ konkret werden zu
lassen.                                       DK

Landschaftsplan-Umsetzung in Niederbayern: 

Publikation zeigt beispielhafte Projekte
Vorbildliche Aktivitäten aus 26 Landschaftsplanumsetzungen
in Niederbayern stellt die Regierung von Niederbayern auf 99
Seiten in einer neuen Publikation mit knapp 300 Farbbildern
vor. Das erste Exemplar der druckfrischen, umfangreichen Do-
kumentation wurde jetzt an Regierungspräsident Dr. Walter
Zitzelsberger übergeben.

In Niederbayern wird seit gut
zehn Jahren überaus erfolgreich
an der Umsetzung der kommu-
nalen Landschaftspläne gear-
beitet. Im bayerischen Vergleich
wurden bisher überdurch-
schnittlich viele Landschafts-
pläne umgesetzt. Regierungs-
präsident Dr. Walter Zitzelsber-
ger wertete dies vor allem als
ein Verdienst von Heinrich
Krauss, der als Leiter des Sach-
gebiets Naturschutz die Umset-
zungen zu seinem persönlichen
Anliegen gemacht und maßgeb-
lich angestoßen habe. Damit
seien auch beachtliche Förder-
mittel des Freistaats und der Eu-
ropäischen Union nach Nieder-
bayern geholt worden.

Wunsch nach Inspiration

Allein aus dem Landschafts-
pflege- und Naturpark-Pro-
gramm seien in den letzten zehn
Jahren über 2,7 Millionen Euro
für Umsetzungsmaßnahmen be-
reitgestellt worden. „Ich wün-
sche mir“, so Dr. Zitzelsberger,
„dass die vielen ausgezeichne-
ten Beispiele der informativen
und sehr anschaulich bebilder-
ten Dokumentation genug In-
spirationen für zahlreiche weite-
re Umsetzungsmaßnahmen in
Niederbayern liefern“. 

Niederbayern kann inzwi-
schen eine Fülle hervorragender
Beispiele für gelungene Umset-
zungsmaßnahmen vorweisen.
Viele zeigen, dass Landschafts-
planumsetzungen nicht immer
mit großem finanziellen Auf-

wand verbunden sein müssen,
vielmehr sind - lässt man die
Zeit für sich spielen - auch sehr
preiswerte und doch effektive
Maßnahmen möglich. Die Do-
kumentation der Regierung zur
„Umsetzung von Landschafts -
plänen in Niederbayern“ zeigt,
wie auch Gemeinden mit
weiträumiger intensiv-landwirt-
schaftlicher Nutzung erfolgrei-
che Anstrengungen für „mehr
Natur“ in ihrem Gemeindege-
biet unternehmen. 

Vielfalt der Probleme

Ausgewählte Beispiele aus
allen Landkreisen Niederbay-
erns demonstrieren die Vielfalt
der aufgegriffenen Probleme
und ihre Lösungen. Vorgestellt
werden vorbildhafte Planungen
wie auch konkret ergriffene
Maßnahmen zur Renaturierung
von Fließgewässern, zum
Hochwasserschutz, zur Erosi-
onsminderung, zum Arten-
schutz hochbedrohter Tier- und
Pflanzenarten, zur Pflege und
Erhaltung wertvoller Kultur-
landschaft oder zur Erholungs-
vorsorge.

Infos zur Wertschöpfung

Ergänzt werden diese Kapitel
durch Informationen zur Wert-
schöpfung für die Gemeinden,
zu Umsetzungsstrategien und
zur Öffentlichkeitsarbeit. Meh-
rere Beispiele stellen auch die
Einbeziehung der örtlichen
Schulen vor. 

Wie die Beispiele eindrucks-
voll belegen, zahlen sich die
Anstrengungen direkt für die
Gemeinden und ihre Bürger
aus, durch Kosteneinsparungen
etwa bei der Gewässerunterhal-
tung oder infolge geringerer
Hochwasserschäden, durch zu-
sätzliche Einkommensmöglich-
keiten für die Landwirtschaft in
der Vermarktung regionsspezi-
fischer Spezialitäten oder durch
eine Erhöhung der Attraktivität
der Landschaft für den Touris-
mus. Schließlich bedeutet es
auch mehr Lebensqualität für
alle, wenn in der eigenen Ge-
meinde noch seltene Arten wie
der Schwarzstorch oder das Ho-
lunderknabenkraut eine Lebens-
möglichkeit haben. 

Wertvolle Ideenbörse

Heinrich Krauss: „Die Doku-
mentation bietet mit ihrer re-
präsentativen Auswahl an Ein-
zelmaßnahmen eine wertvolle
Ideenbörse für Gemeinden,
Planungsbüros und interessier-
te Bürger.“ Mit den 45 vorge-
stellten Einzel-Projekten zeige
sie konkret, wie ein Land-
schaftsplan mit Leben erfüllt
und dabei wirklich viel bewegt
werden könne. Oft werde mit
der Umsetzung des Land-
schaftsplans auch ein Prozess
in Gang gesetzt, der weit über
die eigentlichen Planungen
hinaus positive Entwicklungen
im Sinne der AGENDA 21 an-
stoße. Besonders freue ihn,
dass die Broschüre, die auch an
alle niederbayerischen Schulen
gehe, bereits vor ihrem Er-
scheinen von zahlreichen Fach-
institutionen, beispielsweise
auch aus der Schweiz, angefor-
dert worden sei. DK

Partnerschaft besiegelt
Ansbach (wefa) - Seit vier Jahren besteht eine regionale Partner-
schaft zwischen der Wojewodschaft Pommern und dem Bezirk
Mittelfranken. Genau an dem Tag, an dem zehn neue Länder der
EU beitraten, unterzeichneten Bernhard Gottbehüt, der Bürger-
meister von Stein bei Nürnberg, und sein polnischer Kollege
Adam Zazembrowski aus Putzig (Puck) die zweite kommunale
Partnerschaft (nach Wendelstein mit Zukowo) zwischen einer Ge-
meinde aus Mittelfranken und Pommern. „Taufpaten“ waren Be-
zirkstagspräsident Richard Bartsch und Jan Kozlowski, der Mar-
schall der Wojewodschaft Pommern. Die Stadt Putzig hat 14000
Einwohner und liegt nordwestlich von Danzig. Unser Bild zeigt
von links: Krystian Kaleta, Vorsitzender des Putziger Stadtrats,
Steins Bürgermeister Bernhard Gottbehüt, Bürgermeister Adam
Zazembrowski, Bezirkstagspräsident Richard Bartsch und Jan
Kozlowski (Marsachall der Wojewodschaft Pommern).             ?

Fürther Limoges- und Limousin-Haus: 

Feierliche Auszeichnung für
bürgerschaftliches Engagement 
Die Robert Bosch Stiftung mit Sitz in Stuttgart hat die Eröff-
nung des Limoges- und Limousin-Hauses (Lim) in Fürth mit
dem 3. Preis für bürgerschaftliches Engagement in deutsch-
französischen Städte- und Gemeindepartnerschaften ausge-
zeichnet. Die Stadt Fürth hatte sich im Namen der anderen
drei Lim-Partner, Stadt Limoges und die Bezirke Mittelfran-
ken und Limousin, an der Ausschreibung beteiligt.

Das Lim war am 24. Mai ver-
gangenen Jahres mit Vertretern
der vier öffentlichen Partner
und einigen tausend Besuche-
rinnen und Besuchern während
eines deutsch-französischen
Straßenfestes im Herzen der
Stadt eröffnet worden. Das Li-
moges- und Limousin-Haus för-
dert die Städte- und Regional-
partnerschaft, verkauft regional-
typische Produkte, vermittelt
Sprachkurse und macht franzö-
sische Gastfreundschaft und
Spezialitäten in einem integrier-
ten Bistro erlebbar.

Oberbürgermeister Dr. Tho-
mas Jung, für den die Städte-
partnerschaft zwischen Fürth
und Limoges auch als Grundla-
ge der europäischen Einigung
ein sehr wichtiges Anliegen ist,
zeigte sich sehr erfreut über den
Preis der Robert Bosch Stiftung
für das Lim: „Er würdigt das
herausragende Engagement vie-
ler Menschen in beiden Ländern

und macht die Bedeutung der
deutsch-französischen Begeg-
nungsstätte für eine lebendige
Partnerschaft deutlich.“ 

Verleihung am 18. Juni

Der „Preis für bürgerschaftli-
ches Engagement in deutsch-
französischen Städte- und Ge-
meindepartnerschaften“ wird im
zweijährigen Turnus deutsch-
landweit ausgeschrieben und in
diesem Jahr zum zweiten Mal
verliehen. Die Preisträger wer-
den im Beisein des Schirmherrn
Professor Dr. Dr. Rudolf von
Thadden, Berater für die
deutsch-französische zwischen-
gesellschaftliche Zusammenar-
beit, dem Generalkonsul von
Frankreich Dr. Henri Reynaud
und Jurymitgliedern am 18. Ju-
ni im Neuen Schloß Stuttgart
ausgezeichnet. Während der
Veranstaltung haben die Gewin-
ner Gelegenheit, ihre Projekte

und ehrenamtlichen Initiativen
in einer Plakatausstellung vor-
zustellen. 

Insgesamt haben sich 192
Kommunen, Gruppen und Initia-
tiven an der Ausschreibung betei-
ligt. Die Robert Bosch Stiftung
hat 26 Preise vergeben, einen er-
sten Preis zu 10 000 Euro, zwei
zweite Preise zu 7500 Euro, drei
3. Preise zu 4000 Euro Preisgeld
und 20 Annerkennungspreise zu
je 1000 Euro.                                 KI
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Vorschau auf GZ 11
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 11, die am 3. Juni
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Kommunalfahrzeuge
? Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
? Technische Ausstattung öffentlicher Gebäude

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ein
Prospekt von der Firma BayWa, München bei. Wir bitten
um freundliche Beachtung. ?

Quo vadis Ingolstadt?
Oberbürgermeister Dr. Alfred Lehmann zieht positive Zwischenbilanz

Nach nunmehr zwei Amtsjahren hat Ingolstadts OB Dr. Alfred
Lehmann ein erstes Zwischenresumée seiner Tätigkeit gezogen
und dabei auch die Frage erörtert, welche Rolle die Städte im
Gemeinwesen spielen. Seine persönliche Bilanz: „Bürger,
Stadtrat und Stadtverwaltung arbeiten trotz harter Zeiten er-
folgreich an ihrer Stadt.“

Lehmann ist der Ansicht, dass
es nicht sein kann, dass die
Kommunen nur noch übertra-
gene, also Pflichtaufgaben er-
füllen und für freiwillige Lei-
stungen kein Spielraum mehr
besteht: „Dann haben wir nur
noch ‚Kommunalverwaltung’,
aber keine ‚Kommunalpolitik’
mehr - und das wäre das Ende
der Kommunalautonomie, der
Selbstverwaltung.“

Motivierendes Klima

Dass Ingolstadt im Vergleich
mit anderen bayerischen Städ-
ten und erst recht im Vergleich
mit bundesweiten Daten noch
relativ gut dasteht, sei ein
schwacher, aber immerhin ein
Trost. Rechtzeitig und rasch ha-
be die Stadtführung ihre Haus-
aufgaben angepackt und sich

auf die „mageren Jahre“ einge-
stellt. Dabei habe der Stadtrat
aktiv mitgearbeitet und sich
das sprichwörtlich gute koope-
rative Klima dort motivierend
ausgewirkt. 

Konsolidierungsprogramm

Besonders zu nennen ist nach
den Worten des Oberbürgermei-
sters das Personalkonsolidie-
rungs-Programm, sprich der
Abbau von 200 Planstellen in
vier Jahren. Hier liege man im
Plan.

Lehmann: „Wir gehen hier ei-
nen Weg in Abstimmung mit
der Personalvertretung und er
wird von den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern mitgetragen,
die wissen, dass es ein gemein-
samer Weg ist und es letztlich
keine Alternative dazu gibt.“

Dazu gehöre auch, dass im Ver-
waltungshaushalt des Jahres
2004 im Vergleich zum Jahr
2002 Einsparungen in Höhe von
11 Prozent erreicht wurden.
Dies sei ohne gravierende Ein-
schnitte geschehen, ohne Kahl-
schlag, ohne freiwillige Initiati-
ven abzuwürgen, ohne tiefe
Eingriffe in das Leistungsspek-
trum der Stadt. 

eine beispielhafte Grundlage für
eine gemeinsame Bewältigung
der Herausforderungen böten
und Ingolstadt schließlich auch
zu den „Boom-Städten“ in
Deutschland zähle.

Darüber hinaus seien Ingol-
stadts Tochtergesellschaften,
die Stadtwerke, das Klinikum,
die Sparkasse und die IFG, um
nur einige zu nennen, auf ei-
nem sehr guten Weg. Mit dem
Wonnemar habe die Stadt zu-
sätzliche Attraktivität gewon-
nen und setze dazu an, den
Fremdenverkehr - gemeinsam
mit Audi, den Fremdenver-
kehrseinrichtungen, dem Ho-
tel- und Gaststättenverband - in
neuer Form zu organisieren. 

Belebte Innenstadt

Mit dem Neubau der Spar-
kasse, dem Bürger-Service-
Zentrum am Rathaus, der
Markthalle und dem Programm
zur Sanierung jener Gebäude in
der Altstadt, die der Sanierung
bedürfen, sei in die Ingolstäd-
ter Innenstadt viel Bewegung
gekommen, führte der Rat-
hauschef aus. Erfreulicherwei-
se gebe es auch viele private
Investoren, wie sich an den
Beispielen Moritzgalerie, Acker-
bürgerhaus, Danielblock und
gotische Stadel eindrucksvoll
belegen lasse.

Die Saturn-Arena habe Ingol-
stadt eine Möglichkeit für Ver-
anstaltungen eröffnet, die bis-
lang dort nicht stattfanden. Zur
guten Stimmung in der Stadt ha-
be letztlich auch der große Er-

folg des Ingolstädter Eis -
hockeys beigetragen.

Ingolstadt verfüge aber auch
über ein gewaltiges Reservoir
an Initiativen, die in den Berei-
chen Schule, Bildung und Kul-
tur die Leistungsfähigkeit der
Stadt deutlich machen. Dies
gelte auch für den „Wissen-
schaftsstandort“ Ingolstadt. Die
dort ansässigen Hochschulen -
die wirtschaftswissenschaftli-
che Fakultät und die Fachhoch-
schule - hätten sich glänzend
entwickelt, und mit IN.ITUM
sei eine beispielgebende Initiati-
ve für die Kooperation von
Stadt, Audi und universitärer
Forschung erwachsen. 

Investitionsschwerpunkt

Dass die Stadt Ingolstadt dort,
wo es um Hilfen für sozial Be-
nachteiligte, die Integration aus-
ländischer Mitbürgerinnen und
Mitbürger, um Unterstützung
für Jugendliche und Kinder
geht, alles tut, was sie leisten
kann, weist Lehmann zufolge
der Haushalt aus.

Trotz äußerster Haushaltsdis-
ziplin sei weder bei Schulbau-
ten noch bei den Projekten des
Programms Soziale Stadt der
schwere Sparstift angesetzt
worden, im Gegenteil: Schul-
baumaßnahmen stellten im lau-

fenden Haushalt den eindeuti-
gen Investitionsschwerpunkt
des städtischen Hochbaurefe-
rats dar. 

Dass in Ingolstadt bürger-
schaftliches Engagement tat-
sächlich gelebt wird, zeige die
Bürgerstiftung Ingolstadt. Sie
wird nach Auskunft Lehmanns
Ende Juni formell gegründet
werden. Das Gründungskapital
liege weiter über dem, was ver-
gleichbare Stiftungen in ande-
ren Städten vorweisen. Daneben
sei mit INGENIUM eine weite-
re Stiftung begründet worden,
die mit hohem finanziellen und
persönlichen Einsatz die Le-
bensbedingungen der Demenz-
kranken verbessern will.         DK

Neuer Bürgermeister
in Nersingen

Erich Winkler (CSU) hat
die Bürgermeister-Stichwahl
in Nersingen, Landkreis Neu-
Ulm, gewonnen. Er setzte sich
in der Gemeinde mit rund
9000 Einwohnern gegen den
SPD-Kandidaten Roland Eich-
mann mit 57,8 Prozent der
Stimmen durch. Der amtie-
rende Bürgermeister Dieter
Wegerer von den Freien Wäh-
lern war bereits im ersten
Wahlgang ausgeschieden. DK

OB Alfred Lehmann.             ?

Ohnehin, so Lehmann weiter,
sei die Stimmung in der Stadt
vom Grundtenor her durchaus
positiv. Dies liege u.a. daran,
dass Audi auf dem besten Weg
sei, ein Vorzeigeunternehmen
der internationalen Wirtschaft
zu werden, zudem die vielen In-
strumente der Gesprächskreise
und Kontaktforen zwischen Un-
ternehmen, Stadt, Arbeitsver-
waltung und Gewerkschaften


